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Im Rahmen der aktuellen Erbrechtsrevision wird im Schweizerischen
Parlament die Einführung eines gesetzlichen Integralzuweisungsan-
spruchs zur Erhaltung von Unternehmen im Erbgang debattiert. Schon
vor über 100 Jahren hatte sich EUGEN HUBER selbst an der Einführung ei-
nes solchen allgemeinen Unternehmenserbrechts versucht – und schei-
terte knapp.
Der historische Rückblick zeigt, dass sich schon damals dieselben Fra-
gen stellten wie heute. Insbesondere die Frage, wie die Integralzuwei-
sung von Unternehmen ermöglicht werden soll, ohne dabei zu stark in
die Stellung der übrigen Erben einzugreifen, spaltete auch damals die
Gemüter. Die historische Nachzeichnung der Debatte zeigt zum einen
spannende Parallelen und Gegensätze zu den heutigen Streitpunkten in
den Revisionsbemühungen auf. Zum anderen wird ein besonderes Au-
genmerk auf ein Rechtsinstitut gerichtet, das EUGEN HUBER damals als
Kernstück seines Unternehmenserbrechts im Blick hatte: Die Gemein-
derschaft (Art. 336-348 ZGB).
Ob sie auch heute noch als Inspirationsquelle, Alternative oder Ergän-
zung dienen kann, dürfte nicht zuletzt vom Ausgang der Unterneh-
menserbrechtsrevision abhängen.
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Am 10.  Juni 2022 hat der Bundesrat die Botschaft zur
Unternehmensnachfolge im Erbrecht, zur zweiten Etappe der
bereits 2017 lancierten Modernisierung des Erbrechts,
verabschiedet.  Der Bundesrat sieht den Handlungsbedarf
vor allem aus volkswirtschaftlicher Sicht, denn gescheiterte
Unternehmensnachfolgelösungen würden meist zur Auflö-
sung oder Liquidierung dieser Unternehmen führen, was ne-
gative Folgen für den Arbeitsmarkt und die Volkswirtschaft
im Allgemeinen nach sich ziehen könne.

Die Vorlage des Bundesrats hatte im Parlament jedoch
einen unerwartet schweren Stand. Der Ständerat hat am
15.  Juni 2023 auf Anraten seiner Rechtskommission  be-
schlossen, gar nicht erst auf die Vorlage einzutreten. In der
vergangenen Herbstsession hat der Nationalrat am 20. Sep-
tember 2023 nun den Beschluss gefasst, doch noch auf die
Vorlage einzutreten und hat einige Änderungen vorgeschla-
gen, welche die Kritikpunkte des Erstrates entschärfen
sollen.  Die Kritiker scheinen von diesen Anpassungen aller-
dings nicht überzeugt zu sein. So hat die Rechtskommission
des Ständerats am 9. Januar 2024 beschlossen, am Nichtein-
treten festzuhalten.  Sollte der Ständerat zum zweiten Mal sei-
ner vorberatenden Kommission folgen, wäre das Unterneh-
menserbrecht Geschichte.

Die Revisionsbemühungen sollen zum Anlass genom-
men werden, noch einmal auf die Entstehungsgeschichte
des Zivilgesetzbuches zurückzublicken. Diese Rückschau in
die Geschichte zeigt, dass bereits bei der Ausarbeitung des
ZGB von 1912, nicht zuletzt von EUGEN HUBER, ein «Unterneh-
menserbrecht» vorgeschlagen worden war – sich aber auch
damals der Gesetzgeber, vor über 100 Jahren, mit der Einfüh-
rung dieses «Unternehmenserbrechts» schwergetan hatte.
Auch wenn damals letztlich die Erhaltung von bäuerlichen
Landwirtschaftsbetrieben im Vordergrund gestanden haben
mag, war der Weg zu einem allgemeinen «Unternehmenser-
brecht» bereits geebnet. Dessen Einführung sollte erst im
Laufe des Gesetzgebungsverfahrens scheitern.

Bei diesem Rückblick zeigt sich zum einen, dass die zen-
tralen Streitpunkte schon vor über 100 Jahren dieselben wa-
ren wie in der heutigen Debatte. Zum anderen wird ein
Rechtsinstitut ins Zentrum rücken, das heute bereits fast in
Vergessenheit geraten ist, in EUGEN HUBERS Konzeption eines
Unternehmenserbrechts jedoch noch eine zentrale Rolle ein-
genommen hatte: die Gemeinderschaft, in neuer Aktualität.

A. Einleitung
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«Bundesrat verabschiedet Botschaft zur Unternehmens-
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I. Ausgangslage und Situa-
tion vor 1912

Vor dem ZGB von 1912 war der (Entwicklungs-)Stand
der Privatrechtsgesetzgebung in den einzelnen Kantonen al-
les andere als einheitlich. Zehn Kantone verfügten über
keine umfassende privatrechtliche Kodifikation, sondern
höchstens über diverse Spezialgesetze, alte Statutarrechte
oder Anfänge von Kodifikationsversuchen.  Sechs Kantone
verfügten über privatrechtliche Kodifikationen, die sich an
den französischen Code civil anlehnten bzw. diesen über-
nommen hatten,  während vier Kantone sich für ihre privat-
rechtliche Kodifikation das österreichische Allgemeine Bür-
gerliche Gesetzbuch zum Vorbild genommen hatten.  Die
letzte Gruppe bestand aus dem Kanton Zürich mit seinem ei-
genen Privatrechtlichen Gesetzbuch sowie den Kantonen,
welche sich dieses zumindest teilweise zum Vorbild genom-
men hatten.

Bemerkenswert ist, dass zwischen den Kantonen die
grössten Unterschiede beim Erbrecht bestanden. Oftmals
wurden selbst bei Anlehnung an andere Kodifikationen die
überlieferten, alten Erbrechte beibehalten bzw. in Spezialge-
setzen näher ausgeführt.  Diese kantonalen Unterschiede
spiegelten sich gerade auch in den Rechtsinstituten und Hilfs-
mitteln des bäuerlichen Erbrechts wider, mit denen unter an-
derem auch die Erhaltung der bäuerlichen Betriebe als wirt-
schaftlich profitable Unternehmen sichergestellt werden
sollte.

In der Zeit vor dem ZGB von 1912 war die Gleichbe-
handlung von Söhnen und Töchtern im Erbrecht vieler Kan-
tone nicht weit fortgeschritten. Meist erhielten die Söhne eine
grössere Erbquote als die Töchter oder die Töchter waren von
der Erbschaft an Grund und Boden sogar gänzlich
ausgeschlossen.

B. «Unternehmens -
erbrecht» nach
Eugen Huber

1. Flickenteppich in den kantonalen
(bäuerlichen) Erbrechten

a. Allgemeine Ausgangslage
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b. Grundsatz: Bevorzugung der Söhne
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HUBER EUGEN, System und Geschichte des Schweizerischen
Privatrechts, 4 Bände, Basel 1886-1897, Band I 50  ff. (Uri,
Schwyz, beide Unterwalden, beide Basel, beide Appen-
zell, St. Gallen und Thurgau).
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Ebd., Band I 52 ff. (Genf, Waadt, Freiburg, Wallis, Neuen-
burg und das Tessin).

8

Ebd., Band I 54 ff. (Bern, Luzern, Solothurn und Aargau).

9

Ebd., Band I 56 ff. (Schaffhausen, Zug, Graubünden und
Glarus).

10

Zum Ganzen HUBER, System und Geschichte (FN 6), Band
II 3 ff.; HUBER, System und Geschichte (FN 6), Band I 52 ff.;
vgl. jedoch BREITSCHMID PETER, Erbrecht 2073 – Wie wird das
«neue» Erbrecht aussehen, wenn es älter ist?, ZSR/RDS
Band 142 (2023) I, Heft 4, 285 ff., 287, wonach diese Un-
terschiede in keinem Falle das heute noch gültige und
vertraute Modell der «erbrechtlichen Mechanik» betrafen.

11

Vgl. HUBER EUGEN, Schweizerisches Zivilgesetzbuch, Erläu-
terungen zum Vorentwurf des Eidgenössischen Justiz-
und Polizeidepartements, Erster Band, Einleitung, Perso-
nen-, Familien- und Erbrecht, 2. Aufl. Bern 1914, 347 ff.

12

Zum Ganzen HEDEMANN JUSTUS WILHELM, Die Fortschritte des
Zivilrechts im XIX. Jahrhundert, Ein Überblick über die
Entfaltung des Privatrechts in Deutschland, Österreich,
Frankreich und der Schweiz, Zweiter Teil: Die Entwick-
lung des Bodenrechts von der französischen Revolution
bis zur Gegenwart, 1. Hälfte: Das materielle Bodenrecht,
Berlin 1930, 69 f.; HUBER, System und Geschichte (FN 6),
Band II 53 f.



Noch verbreiteter war das Vorzugsrecht der Söhne vor
den Töchtern auf Übernahme der Liegenschaften zum er-
mässigten Schatzungswert.  Um die Integralzuweisung des
Hofes auch bei mehreren Söhnen sicherzustellen, war in vie-
len deutschschweizerischen Kantonen das sog. Minorat üb-
lich, d.h. das Vorrecht des jüngsten Sohnes auf Übernahme
des Wohnhauses oder des Hofes des Vaters zum ermässigten
Schatzungspreis; dies als Gegenstück zu den Erstgeborenen-
rechten, sog. Majorat, zum Beispiel in Frankreich, vor Einfüh-
rung des Code civil. Teils wurde dies gar als «Schweizer Aner-
benrecht» oder «helvetisches Recht» bezeichnet.  Kurz vor
Einführung des ZGB von 1912 war dieses Minorat jedoch nur
noch in den Kantonen Bern und Solothurn verankert.

Die Wirksamkeit dieser Vorzugs- und Vorrechte für die
Erhaltung der bäuerlichen Gewerbe schien offensichtlich. Die
grössere Sohnesquote oder gar der Ausschluss der Töchter
von der Erbschaft der Liegenschaften hatte den wirtschaftli-
chen Vorteil, dass die Erbschaft weniger geteilt und damit
ihre Geschlossenheit besser gewahrt werden konnte.  Das
Vorrecht des jüngsten Sohnes erlaubte es diesem oftmals, das
bäuerliche Gewerbe auf zweckmässiger Grundlage
weiterzuführen.  Die Frage, wie bei mehreren übernahme-
willigen Erben zu verfahren und ob tatsächlich der jüngste
Sohn stets der geeignetste war, stand damit bereits zur
Diskussion.

In vielen Kantonen hatte mittlerweile jedoch die Gleich-
stellung der Erben ungeachtet ihres Geschlechts und ihrer
Abstammung Einzug gehalten und war zum «Grundsatz der
kantonalen Erbrechte» geworden. Eine schweizweite
(Wieder-)Einführung ungleicher Erbquoten oder Erbansprü-
che kam für EUGEN HUBER nicht in Frage. Selbst die Kantone,
die solche Regelungen noch kannten, sprachen sich über-
wiegend gegen deren Beibehaltung aus.

So sehr EUGEN HUBER im Rahmen der Ausarbeitung des
ZGB von 1912 die alten kantonalen Instrumente des bäuerli-
chen Erbrechts ablehnte, so anerkannte er doch, dass trotz
des voranschreitenden Grundsatzes der Gleichberechtigung
der Erben «die gesamte ackerbauende Schweiz (…) vom Bo-
densee bis zur waadtländischen Hochebene (…) von einer
künftigen Gesetzgebung mit recht verlangen» dürfe, «dass
ihre Interessen in irgendeiner Weise Beachtung erfahren.»

Die Schwierigkeit lag darin, dass man diese besonderen
Bedürfnisse nicht durch die Schaffung neuer Sonderrechte,
Privilegien oder anderer ungerechtfertigter Benachteiligun-
gen der Miterben befriedigen wollte. Widersprochen hätte
dies nicht zuletzt den neueren Anschauungen und dem sich
durchsetzenden Grundsatz der Gleichberechtigung aller
Erben.  So sah man sich vor die Herausforderung gestellt,
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2. Bedürfnisse und Ziele eines «moder-
nen» bäuerlichen Erbrechts?

a. Ablehnung des alten inegalitären
bäuerlichen Erbrechts, aber
Anerkennung spezieller Bedürfnisse
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HUBER, System und Geschichte (FN 6), Band II 45 ff.; HEDE-
MANN (FN 12), 71; bspw. im Kanton Zürich § 851 f. und
§ 859 PrGB ZH (1888).
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Zum Ganzen HUBER, System und Geschichte (FN 6), Band
IV 559 ff.; HUBER, System und Geschichte (FN 6), Band II
52.
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HUBER, System und Geschichte (FN 6), Band II 52; ESCHER,
ZK (1912), Vorbem. zu Art. 616-620 N 2; HUBER, Erläuterun-
gen VE (1914) (FN 11), 358 f.
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HUBER, Erläuterungen VE (1914) (FN 11), 356 f.
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HUBER, Erläuterungen VE (1914) (FN 11), 359; CHÉRON AL-
BERT, De la transmission intégrale des exploitations agri-
coles ou industrielles dans le droit Suisse, Paris 1902, 102.

18

Zum Ganzen HUBER, Erläuterungen VE (1914) (FN 11),
356 ff.; HEDEMANN (FN 12), 70 f.; vgl. bspw. im Kanton Zü-
rich § 857 PrGB ZH (1888): «Die gemeine väterlicher Erb-
masse wird zwischen Söhnen und Töchtern gleichmässig
getheilt».

19

HUBER, Erläuterungen VE (1914) (FN 11), 350; EHRLICH EU-
GEN, Der Schweizerische Erbrechtsentwurf, Archiv für so-
ziale Gesetzgebung und Statistik 9 (1896), Berlin 1896,
181.

20

GUGGENHEIM KARL, Das bäuerliche Erbrecht des schweizeri-
schen Zivilgesetzbuches verglichen mit dem kantonalen
Recht und den deutschen Anerbenrechten, Aarau 1909,
5, 15; vgl. vorne Rz. 10 ff.



die anerkannten praktischen Interessen durch die moderne-
ren Grundsätze des nun neu zu setzenden Rechts abzubilden.

Das Hauptanliegen, welches das bäuerliche Erbrecht
verfolgte, war die Verhinderung der Bodenzersplitterung,
und zuletzt der «Totteilung»,  weil durch den Grundsatz der
Gleichberechtigung bei der Erbteilung die bäuerliche Liegen-
schaft gleichmässig verteilt werden musste.

Der französische Code civil, der die lateinischen Kan-
tone geprägt hatte,  verwirklichte das Prinzip der Gleichbe-
rechtigung auf besonders konsequente und damit dem bäu-
erlichen Grundbesitz besonders schädliche Art und Weise:
Jede Bevorzugung der Söhne und der Erstgeborenen war
abgeschafft,  kein Erbe konnte zum Verbleib in der Erbenge-
meinschaft gezwungen werden,  und gleichzeitig hatte je-
der Erbe grundsätzlich den gleichen Anspruch auf Zuteilung
der Erbschaftsgegenstände in natura.  All dies zielte gegen
den Grossgrundbesitz, weshalb der Code civil bzw. seine
auch in andere Länder exportierten Grundsätze zu Recht als
«machine à hacher le sol» bezeichnet wurden.

Die Auswirkungen eines so streng durchgeführten
Grundsatzes der Gleichteilung auf das landwirtschaftliche
Gewerbe und den bäuerlichen Grundbesitz konnten daher
mit einem kurzen Blick über die Grenze nach Frankreich so-
wie in die westschweizerischen Kantone betrachtet werden.
So war in Frankreich die Zahl der Bauerngüter mit einer
Grösse von über 10 Hektaren zwischen 1882 und 1892 um
20’000 gefallen, während die Zahl der Bauerngüter mit einer
Grösse von unter 10 Hektaren im gleichen Zeitraum um
50’000 gestiegen war.

Auch in den westschweizerischen Kantonen hatte man
in Anlehnung an den französischen Code civil den Grund-
satz der gleichmässigen Erbteilung so konsequent durchge-
führt, dass hier ebenfalls bereits eine Zersplitterung des
Grundbesitzes auszumachen war. Die Parzellengrösse sank
oft auf 20 bis 30 m2 herab. Dass man dies jedoch nicht not-
wendigerweise als Belastung empfand, war im Wesentlichen
auf den überwiegenden Weinanbau zurückzuführen, der
sich auch bei kleineren Grundstücken lohnte.

Der zweite Hauptzweck des bäuerlichen Erbrechts, der
mit dem ersten in Wechselbeziehung stand, war die Verhin-
derung der übermässigen Verschuldung des bäuerlichen
Grundbesitzes.  Sie wurde als zweites Hauptgebrechen der
schweizerischen Landwirtschaft bezeichnet und ebenfalls auf
die «egalitären erbrechtlichen Grundsätze» zurückgeführt.
Durch diese war der Übernehmer eines bäuerlichen Gewer-
bes verpflichtet, die Geschwister in bar abzufinden, wozu er
sich häufig verschulden musste.  Ausführliches Zahlenmate-
rial lag in dieser Hinsicht für Österreich vor, wo es zwischen
1868 und 1892 in 56.7% aller Erbfälle zu einer Neubelastung
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der Grundstücke zwecks Erbabfindung kam und in der Steier-
mark über 30% aller Grundstücksschulden auf den Erbgang
zurückzuführen waren.

Schliesslich wurde die Notwendigkeit eines besonderen
bäuerlichen Erbrechts stets auch volkswirtschaftlich begrün-
det, sowohl bezüglich der drohenden Bodenzersplitterung
wie auch bezüglich der Verschuldung der bäuerlichen Unter-
nehmen. Besonders dramatisch postulierte damals GUGGEN-
HEIM:

«Es muss sich mit der Zeit an der gesamten Volkswirt-
schaft eines Landes unnachsichtlich rächen, wenn des-
sen Erbrechtsordnung dauernd die besonderen Interes-
sen und Bedürfnisse des bäuerlichen Grundeigentums
ausser Acht lässt.»

Dabei wurde nicht jede (Auf-)Teilung des Grundbesitzes
bzw. landwirtschaftlichen Grundstücks als gefahrbringend
betrachtet, sondern nur eine Zerlegung in so kleine Stücke,
dass eine zweckmässige Bewirtschaftung des Bodens nicht
mehr möglich war (sog. «Zwergwirtschaft»).  EUGEN HUBER er-
wähnte als Beispiel den Kanton Jura, bei dem infolge des
Grundsatzes der gleichmässigen Erbteilung nach dem franzö-
sischen Code civil eine bäuerliche Bewirtschaftung des Bo-
dens nahezu unmöglich geworden war und der dadurch
entstandene Schaden nur durch das Aufblühen der Industrie
ausgeglichen werden konnte.  Zudem wirkte sich die Bo-
denzersplitterung vor allem zu Ungunsten des mittelgrossen,
als besonders leistungsfähig erachteten Grundbesitzerstandes
aus, konnten doch nur noch die kapitalkräftigeren Gross-
grundbesitzer die durch die Erbteilung freiwerdenden Parzel-
len zur Arrondierung aufkaufen.

Auch die Überschuldung der bäuerlichen Landwirt-
schaft wurde als volkswirtschaftliches Problem verstanden.
Zum einen war wiederum primär der kleine und mittlere
Grundbesitz betroffen. Zum anderen hatte ebendiese Über-
schuldung zur Folge, dass den Bauern das unternehmerische
Kapital fehlte bzw. sie keine Kredite mehr aufnehmen konn-
ten, um ihre Produktionsbedingungen zu modernisieren, ob-
wohl ebendies ihre wirtschaftliche Existenz und den erzielba-
ren Ertrag wesentlich verbessert hätte.

Moderner ausgedrückt mag man formulieren, dass der
Kampf gegen die übermässige Bodenzerstückelung und
Überschuldung des landwirtschaftlichen Grundbesitzes nicht
nur ein Gebot der Berücksichtigung der Partikularinteressen
des Bauernstandes darstellte, sondern auch ein Gebot der
volkswirtschaftlichen Stärkung und Erhaltung der bäuerli-
chen KMU.

EUGEN HUBER schlug vor diesem Hintergrund für das ZGB
ein bäuerliches Erbrecht vor, das die «Festhaltung und Wei-
terentfaltung gedeihlicher Entwicklung» und damit die er-
folgreiche Integralzuweisung landwirtschaftlicher Gewerbe
auf drei Grundpfeilern gründete:
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Nach EUGEN HUBERS Erläuterungen des Vorentwurfs sollte
in erster Linie eine «ausgedehntere» Verfügungsfreiheit dem
Erblasser ermöglichen, den Nachfolger im bäuerlichen Ge-
werbe bereits selbst zu bestimmen.  Für den Fall, dass sich
das Gut nicht wirtschaftlich sinnvoll zerteilen und auch nicht
ohne Überschuldung durch einen Einzelnen übernehmen
liess, verwies EUGEN HUBER die Erben in zweiter Linie auf die
Gemeinderschaft, ein Mittel mit dem man auf einvernehmli-
cher, vertraglicher Basis «dasjenige vereint erhalten» könne,
«was zusammengehört». Erst in dritter Linie sah HUBER einen
Integralzuweisungsanspruch des Übernehmers vor, damit
dann aber zugleich das eventuelle Entstehen einer Ertragsge-
meinderschaft auch gegen den Willen der Miterben und
ohne eine Verfügung des Erblassers.

Die erste Säule dieser Konzeption, d.h. die Verfügungs-
freiheit des Erblassers, wurde mit der am 1. Januar 2023 in
Kraft getretenen Reduktion der Pflichtteile weiter ausgebaut.
Ebenso stellen sich einvernehmliche Lösungen in der Unter-
nehmensnachfolge auch heute noch als Idealfall dar. Ge-
genstand der aktuellen Revisionsbemühungen ist hingegen
vor allem die dritte Säule der HUBER’schen Konzeption, der ge-
setzliche Integralzuweisungsanspruch des Übernehmers, der
daher im Folgenden genauer beleuchtet werden soll.

II. Integralzuweisung von
(landwirtschaftlichen) Gewer-
ben nach Eugen Huber

Zu der sich bereits bei den Vorarbeiten zum ZGB stellen-
den Frage, ob neben den landwirtschaftlichen Gewerben
auch andere Unternehmen von den besonderen Regelun-
gen des bäuerlichen Erbrechts erfasst sein sollten, hatte EUGEN

HUBER eine vorsichtig progressive Meinung. Bereits in den Be-
trachtungen über die Vereinheitlichung des Schweizerischen
Erbrechts hatte er eine Ausdehnung auf andere mit Liegen-
schaften verbundene Gewerbe befürwortet, wobei er insbe-
sondere an Mühlen, Werkstätten und dergleichen dachte.

So fand sich denn dann auch im Teilentwurf ein wie
folgt ausformulierter Art. 607 Abs. 1 TE-ZGB (1895) (Hervorhe-
bung hinzugefügt):

«Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches
oder ein anderes mit einer Liegenschaft zu einem Gan-
zen verbundenen Gewerbe, so soll es, wenn sich einer
der Erben zu dessen Uebernahme bereit erklärt, diesem,
soweit es für den wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit
bildet, ungeteilt zugewiesen werden.»

Dabei verwies EUGEN HUBER nicht zuletzt darauf, dass sich
namentlich der Kanton St. Gallen in der Vernehmlassung für
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eine billige Übernahme der Gewerbe und der dazu bestimm-
ten Gebäude nach dem Durchschnitts-Ertragswert ausgespro-
chen hatte. Ratio der besonderen Regelungen war «nach
moderner Anschauung» die Erhaltung leistungsfähiger Ge-
werbebetriebe per se und nicht nur des bäuerlichen
Familienbesitzes:

«Sind die angeregten Schutzvorrichtungen für die bäuer-
lichen Gewerbe wohlthätig, so werden sie auch für die
anderen sich als nützlich erweisen, so dass aus dem ge-
wählten Gesichtspunkt kein Grund dafür ersichtlich ist,
sie diesen letztern vorzuenthalten.»

Auch in den folgenden Entwürfen blieben die «anderen
mit einer Liegenschaft zu einem Ganzen verbundenen Ge-
werbe» in Art. 666 Abs. 1 DE-ZGB (1900) und Art. 630 Abs. 1
VE-ZGB (1900) erwähnt und wurden damit vom Regelungs-
gehalt des bäuerlichen Erbrechts mitumfasst.

In der Diskussion dieser Entwürfe bezeichnete nament-
lich HITZIG die Tatsache, dass sich die Regelungen von
Art.  630  ff.  VE-ZGB (1900) nicht nur auf landwirtschaftliche
Gewerbe beschränkten, es sich also nicht um ein spezifisch
agrarisches Institut handle, als einer der grossen Unter-
schiede zu den überkommenen Anerbenrechtssystemen.
Auch RÜMELIN sah die Tatsache, dass andere Gewerbe wie
Fabriken von den besonderen Regelungen erfasst werden
sollten, als Vorteil, da den Vorschriften so nicht der Charakter
eines bäuerlichen Sonderrechts mitanhaften würde, was
nach seiner Prognose einer besseren Akzeptanz dieser beson-
deren Regelungen zuträglich sein würde.

In den Beratungen der grossen Expertenkommission
hatte sich zudem EDUARD BOOS, Sekretär des Schweizerischen
Gewerbevereins, für eine noch grössere Ausweitung der Inte-
gralzuweisung nach Art. 630 VE-ZGB (1900) ausgesprochen.
Nicht nur andere mit einer Liegenschaft verbundene Ge-
werbe, sondern Gewerbe allgemein, d.h. selbst solche, die
nicht mit einer Liegenschaft verbunden waren, sollten von
den Bestimmungen erfasst werden:

«(…) aus volkswirtschaftlichen Gründen empfehle es
sich, dass Gewerbe beieinander bleiben, trotzdem sie
nicht mit einem Grundstück verbunden seien. Neben
dem landwirtschaftlichen Stand sei der gewerbliche
Stand der wichtigste und es liege daher im Interesse des
Staates, dass man das möglichste zu dessen Hebung
thue.»

Widerspruch erfuhr dieser Antrag namentlich von CARL

WIELAND, der in Opposition hierzu wieder eine Beschränkung
auf landwirtschaftliche Gewerbe beantragte:

«(…) die Ausdehnung des Vorzugsrechtes auf städtische
Verhältnisse sei etwas für schweizerische Verhältnisse
ganz neues und rechtfertige sich nicht. Jedenfalls dürfte
man eventuell nur mit landwirtschaftlichem Betrieb ver-
bundene nichtlandwirtschaftliche Gewerbe berücksich-
tigen, wodurch die in den Erläuterungen genannten
Mühlen und Sägereien eingeschlossen würden.»

In der Abstimmung wurde schliesslich der Antrag BOOS

mit 17 gegen 10 Stimmen abgelehnt – und der Antrag WIE-
LAND mit 17 gegen 10 Stimmen angenommen.
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Art.  630  Abs.  1 reVE-ZGB (1903) des nach den Beschlüssen
der Expertenkommission redigierten Vorentwurfs lautete
schliesslich:

«Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches
Gewerbe, so soll es, wenn sich einer der Erben zu des-
sen Übernahme bereit erklärt und hierfür als geeignet
erscheint, diesem Erben nach dem Ertragswert auf An-
rechnung ungeteilt zugewiesen werden, soweit es für
den wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit bildet.»

Bei der Vorstellung der Bestimmungen zum bäuerlichen
Erbrecht im Nationalrat erwähnte EUGEN HUBER zwar noch,
dass in den ersten Entwürfen auch andere Gewerbe von die-
sen besonderen Bestimmungen erfasst waren, beschränkte
sich aber letztlich auf den Hinweis, dass bei nicht bäuerli-
chen Gewerben das Bedürfnis nach solchen besonderen Re-
geln «wenigstens lange nicht mit der gleichen Intensität vor-
handen» sei.

Die nationalrätliche Kommission schlug daraufhin mit
Art. 619bis Abs. 1 einen Kompromiss vor:

«Befindet sich in der Erbschaft ein anderes Gewerbe, das
mit einem landwirtschaftlichen Betrieb in Zusammen-
hang steht, so soll es, wenn sich einer der Erben zu des-
sen Uebernahme bereit erklärt und hierfür als geeignet
erscheint, diesem Erben nach dem Verkehrswert auf
Anrechnung ungeteilt zugewiesen werde.»

Schliesslich setzte jedoch die ständerätliche Kommission
als Beschränkung durch, dass hiermit nur «Nebenbetriebe»
gemeint seien, d.h. Fälle, in denen das landwirtschaftliche
Gewerbe die Hauptsache und das andere Gewerbe bloss Ne-
bensache sei,  womit im Wesentlichen die bereits von WIE-
LAND erwähnten Mühlen, Bäckereien und Sägereien gemeint
waren.  Neben der Tatsache, dass die Anrechnung dieser
anderen Gewerbe zum Verkehrswert und nicht zum Ertrags-
wert stattfinden sollte, sollten auf sie auch die besonderen
Vorschriften zur Zwangsertragsgemeinderschaft gerade keine
Anwendung finden.

Art. 620 Abs. 1 aZGB (1912) lautete schliesslich (Hervor-
hebungen hinzugefügt):

«Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches
Gewerbe, so soll es, wenn einer der Erben sich zu des-
sen Übernahme bereit erklärt und als hiefür geeignet
erscheint, diesem Erben zum Ertragswerte auf Anrech-
nung ungeteilt zugewiesen werden, soweit es für den
wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit bildet.»

Und Art. 625 Abs. 1 aZGB (1912) lautete:

«Ist mit dem landwirtschaftlichen Gewerbe ein anderes
Gewerbe als Nebenbetrieb verbunden, so soll das
Ganze, wenn sich einer der Erben zur Übernahme bereit
erklärt und hiefür als geeignet erscheint, diesem Erben
zum Verkehrswert auf Anrechnung ungeteilt zugewie-
sen werden.»
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Mit dieser Endfassung hatte man letztlich doch wieder
zu einem spezifisch agrarischen Institut zurückgefunden.

Kaum abzuschätzen ist, wo heute die Diskussion zum
Unternehmenserbrecht stehen würde, hätte Art.  620 aZGB
(1912) nach EUGEN HUBERS Vorschlag auch auf andere mit ei-
ner Liegenschaft verbunden Gewerbe oder gar nach BOOS’
Antrag auf Gewerbe allgemein Anwendung gefunden. So
können wir aus heutiger Sicht zumindest feststellen, dass die
Integralzuweisung nicht auf exklusiv bäuerlichen Bedürfnis-
sen gründet, sondern Unternehmen allgemein betrifft.

Für das ZGB von 1912 stellt sich zudem die Frage, was
mit diesen landwirtschaftlichen Gewerben überhaupt ge-
meint war. Eine Legaldefinition findet sich in keinem der Ent-
würfe. Auch in den parlamentarischen Beratungen wurde
dazu nichts Besonderes vorgetragen. Vielmehr wurde die
Feststellung des Begriffs und eine zweckmässige Anwendung
der Praxis überlassen.

Vor dem Hintergrund der Formulierung «soweit es für
den wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit bildet» lässt sich der
Begriff des landwirtschaftlichen Gewerbes jedoch zumindest
etwas eingrenzen. Zum einen sollte für die Frage, was zum
landwirtschaftlichen Gewerbe gehört, eine wirtschaftliche Be-
trachtungsweise massgeblich sein und nicht, dass es sich
etwa um körperlich oder räumlich zusammenhängende
Grundstücke handelt.  Zum anderen kann daraus abgelei-
tet werden, dass alles, was nicht notwendigerweise Teil die-
ser wirtschaftlichen Einheit darstellt, abgetrennt werden
kann, ohne dem Ziel der Erhaltung des wirtschaftlichen Be-
triebs zu schaden. Entscheidend ist also nur, dass ein ordentli-
cher, wirtschaftlicher Betrieb möglich bleibt.  Wenn also das
bäuerliche Gewerbe so gross ist, dass man es in mehrere
wirtschaftlich selbständige Einheiten aufteilen kann, spricht
aus dieser Perspektive nichts gegen eine entsprechende
Aufteilung.

Nimmt man nun wiederum die Entstehungsgeschichte
in den Blick, hätte es zu einer solchen Regelung auch für Un-
ternehmen aller Art kommen können. In gewisser Weise ent-
sprechend wird denn auch im aktuellen Unternehmenserb-
rechtsentwurf zwischen betriebsnotwendigen und nicht-be-
triebsnotwendigen Aktiven unterschieden.

Auch für die Frage, an welche Person das landwirt-
schaftliche Gewerbe ungeteilt zugewiesen werden sollte, ist
wiederum eine Entwicklung in den (Vor-)Entwürfen
auszumachen:
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Art.  607 Abs. 1 TE-ZGB (1895) und Art.  666 Abs. 1 DE-
ZGB (1900) sahen vor:

«Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches
oder ein anderes mit einer Liegenschaft zu einem Gan-
zen verbundenes Gewerbe, so soll es, wenn sich einer
der Erben dazu bereit erklärt, diesem, soweit es für den
wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit bilden, ungeteilt zu-
gewiesen werden.»

Art. 630 Abs. 1 VE-ZGB (1900) lautete bereits:

«Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches
oder ein anderes mit einer Liegenschaft zu einem Gan-
zen verbundenes Gewerbe, so soll es, wenn sich einer
der Erben zu dessen Übernahme bereit erklärt und hier-
für als nicht ungeeignet erscheint, diesem, soweit es für
den wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit bildet, um ei-
nen billigen Schatzungspreis auf Anrechnung ungeteilt
zugewiesen werden.»

Art. 630 Abs. 1 reVE-ZGB (1903) des nach den Beschlüs-
sen der Expertenkommission redigierten Vorentwurfs und der
spätere Art. 620 Abs. 1 aZGB (1912) lauteten schliesslich:

«Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches
Gewerbe, so soll es, wenn einer der Erben sich zu des-
sen Übernahme bereit erklärt und als hierfür geeignet
erscheint, diesem Erben zum Ertragswerte auf Anrech-
nung ungeteilt zugewiesen werden, soweit es für den
wirtschaftlichen Betrieb eine Einheit bildet.»

Grundsätze, die durch all diese Versionen hindurch
gleichblieben, waren zum einen, dass die ungeteilte Zuwei-
sung des Gewerbes nur dann erfolgt, wenn der Erblasser
keine andere letztwillige Disposition über die Teilung des Ge-
werbes getroffen hat, und zum anderen, dass ein Erbe die
ungeteilte Zuweisung auch verlangen muss. Es sollte also kei-
nesfalls eine zwingende Vorschrift geschaffen werden, bei
der das Gewerbe auch gegen den Willen des Erblassers oder
seiner Erben ungeteilt zugewiesen werden muss.

Demgegenüber scheinen unterschiedliche Anforderun-
gen an den Übernehmer gestellt worden zu sein. Während
im Teilentwurf noch einzig erforderlich war, dass sich der
Erbe zur Übernahme bereit erklärt, musste er nach dem Vor-
entwurf als hierfür «nicht ungeeignet», im redigierten Vorent-
wurf sogar als «geeignet» erscheinen.

Anders als man aufgrund dieser Entwicklung anneh-
men könnte, findet sich in den Materialien kaum eine Erläu-
terung, was mit dieser Anforderung der «Geeignetheit» ge-
meint war. Kommentatoren der ersten Stunde gelangten in
Auslegung der Bestimmung jedoch etwa zur Voraussetzung,
dass der Übernehmer zur Übernahme und zur zukünftigen
Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Gewerbes geeignet
und bereit sein müsse, nicht jedoch zwingend zur
Selbstbewirtschaftung.  Dass der Übernehmer das Gewerbe
später fremdbewirtschaften lassen, d.h. bspw. verpachten
will, wurde also durchaus als zulässig angesehen. Ausrei-
chend, aber auch notwendig, sollten allein gewisse landwirt-
schaftliche Fachkenntnisse und die Fähigkeit zur richtigen
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Auswahl eines Pächters sein. In der Praxis blieb die Feststel-
lung der Geeignetheit durch einen nicht zum Selbstbetrieb
bereiten Erben dennoch die Ausnahme.

Darüber hinaus äusserten sich die ersten Kommentie-
rungen kaum zu den konkreten Anforderungen an die Eig-
nung des Übernehmers. Man beschränkte sich etwa auf den
Hinweis, dass eine «minutiöse Untersuchung» nicht nötig sei,
sondern primär die bisherige Berufstätigkeit und Befähigung
zum landwirtschaftlichen Beruf zu berücksichtigen seien und
verwies den Entscheid darüber an das Ermessen der zustän-
digen Behörde.

Auch das Bundesgericht stellte in ersten Entscheiden
heraus, dass an diese Eignung kein allzu strenger Massstab
angelegt werden dürfe.  «Moralische Verfehlungen», wie der
Hang zum Alkoholismus, sollten, solange die Eignung zur Be-
wirtschaftung grundsätzlich noch vorhanden war, in den
Hintergrund treten.

Mit diesem unbestimmten Begriff der «Geeignetheit» und
dem Ermessenspielraum der Behörde, waren einer kreativen
Auslegung jedoch Tür und Tor geöffnet. In späteren Entschei-
den sollte gerade diesen «moralischen Qualitäten» eine ge-
wichtigere Rolle zugewiesen werden.  Gerade eine Neigung
zu Faulheit, Alkoholismus oder ein aufwändiger Lebensstil
wurden schliesslich doch gegen die Eignung zur Übernahme
ins Felde geführt.  In BGE 77 II 225 vertrat das Bundesgericht
gar, dass die Homosexualität eines ansonsten geeigneten
Übernehmers gegen die Zuweisung sprechen würde, da ein
Rückfall und allfällige erneute Internierung nicht ausge-
schlossen werden könne, was nachteilig für den Hof wäre.
Ob eine solche Auslegung dem Willen des ursprünglichen
Gesetzgebers entsprach, erscheint fraglich.

In Fällen, in denen nur ein Erbe das landwirtschaftliche
Gewerbe mit Einverständnis seiner Miterben übernehmen
wollte, war eine genaue Begriffsbestimmung wohl von ver-
nachlässigbarer praktischer Relevanz. Ganz anders jedoch
die Ausgangslage, wenn die Eignung des Übernehmers von
den Miterben bestritten wurde, oder auch mehrere geeig-
nete Erben das landwirtschaftliche Gewerbe übernehmen
wollten. Solche Konfliktsituationen erforderten einen genaue-
ren Leitfaden des Gesetzgebers für die zuständige Behörde.

Art.  621 Abs. 1 aZGB (1912) bestimmte in dieser
Hinsicht:

«Erhebt einer der Miterben Einspruch oder erklären sich
mehrere zur Übernahme bereit, so entscheidet die zu-
ständige Behörde über die Zuweisung, Veräusserung
oder Teilung des Gewerbes, unter Berücksichtigung des
Ortsgebrauchs und, wo ein solcher nicht besteht, der
persönlichen Verhältnisse der Erben.»
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Dass der blosse Einspruch eines Erben, der das landwirt-
schaftliche Gewerbe selbst gar nicht übernehmen will, zu ei-
ner der behördlichen Entscheidung bedürfenden Konfliktsi-
tuation führen sollte, war in den Art.  607 Abs. 2 TE-ZGB
(1895) und Art. 666 Abs. 2 DE-ZGB (1900) noch gar nicht vor-
gesehen, sondern erst mit Art. 630 Abs. 2 VE-ZGB (1900) ein-
geführt worden.

ERNST LAUR hatte zwar bereits in der Expertenkommission
einen entsprechenden Gegenantrag gestellt, doch war dieser
noch klar abgelehnt worden.  Kritisiert wurde teilweise, dass
durch dieses uneingeschränkte Einspruchsrecht «Familien-
schikanen» Vorschub geleistet würde.  Dem jedoch wie-
derum entgegnet, dass die Behörden ungerechtfertigten oder
rein schikanösen Einsprüchen ohnehin keine Beachtung
schenken müssten.

Auch aus heutiger Perspektive erscheint, ohne Einblick
in die damalige Rechtspraxis, ein solch weitgefasstes Ein-
spruchsrecht zumindest deshalb als wünschenswert, als so
die Miterben, welche mit gutem Grund eine Teilung oder
Veräusserung des landwirtschaftlichen Gewerbes wünschen,
ihrem Anliegen vor der Behörde Gehör verschaffen können.
So waren die Entscheidungsmöglichkeiten der Behörde auch
in Art.  621 aZGB (1912) nicht auf die Zuweisung an einen
oder mehrere Erben beschränkt, sondern die Behörde konnte
auch die Veräusserung oder Teilung des Gewerbes beschlies-
sen. Ob aber diese Optionen, wie der Gesetzestext offenlässt,
tatsächlich als gleichwertige Alternativen nebeneinander-
standen, war umstritten. Als besonders problematisch trat
diese Fragestellung wohl bei Berücksichtigung des Ortsge-
brauchs in Kantonen hervor, in denen der Grundsatz der An-
spruchsgleichheit die kantonalen Gesetzgebungen bestimmt
hatte. Nach Sinn und Zweck des bäuerlichen Erbrechts, das
gerade die Zerstückelung von landwirtschaftlichen Gewer-
ben verhindern und die Integralzuweisung begünstigen
wollte, sprach einiges dafür, dass wenn immer die Vorausset-
zungen dafür erfüllt waren, eine ungeteilte Zuweisung zu be-
vorzugen war bzw. sogar die Pflicht zur ungeteilten Zuwei-
sung bestand.

Eine eigentliche Konfliktsituation liegt nur vor, wenn es
sich um mehrere geeignete Erben handelt, die sich zur Über-
nahme bereit erklären. Ein i.S.v. Art. 620 aZGB (1912) unge-
eigneter Erbe hat gar keinen Integralzuweisungsanspruch,
der zu berücksichtigen wäre.  Ebenso wenig liegt eine Kon-
fliktsituation vor, wenn mehrere Erben sich zur gemeinsamen
Übernahme bereit erklären und gemeinsam den Anspruch
nach Art. 620 aZGB (1912) geltend machen.  Nur wenn tat-
sächlich mehrere geeignete Erben die Integralzuweisung für
sich selbst beanspruchen, stellt sich die Frage, wie die Be-
hörde entscheiden würde.

a. Einspruch eines oder mehrerer
Miterben
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Sinn und Zweck des bäuerlichen Erbrechts war dabei
nicht, die ertragsreichste Bewirtschaftung von landwirtschaft-
lichen Gewerben sicherzustellen, weshalb das Ausmass der
Eignung kein hinreichendes Entscheidungskriterium dar-
stellte. Jeder grundsätzlich zur Übernahme geeignete Über-
nehmer hatte daher im Ausgangspunkt den gleichen An-
spruch auf Integralzuweisung; das landwirtschaftliche Ge-
werbe war nicht einfach dem «Geeignetsten» zuzuweisen.
Für die Entscheidung der Zuweisung unter mehreren Erben
bedurfte es also anderer Kriterien.

Nach Art.  621 Abs. 1 aZGB (1912) sollte die Entschei-
dung der Behörde bei mehreren übernahmewilligen Erben
«unter Berücksichtigung des Ortsgebrauchs, und wo ein sol-
cher nicht besteht, der persönlichen Verhältnisse der Erben»
erfolgen.

Vorgängig zu beachten ist jedoch auch Art. 621 Abs. 2
aZGB (1912):

«Erben, die das Gewerbe selbst betreiben wollen, haben
in erster Linie Anspruch auf ungeteilte Zuweisung.»

Noch relativierender Art. 621 Abs. 3 aZGB (1912):

«Will keiner der Söhne das Gut zum Selbstbetrieb über-
nehmen, so sind auch Töchter zur Übernahme berech-
tigt, sofern sie selbst oder ihre Ehemänner zum Betriebe
geeignet erscheinen.»

aa. Vorzugsrecht der selbstbewirtschaftenden Erben

Auch wenn Art. 620 Abs. 1 aZGB (1912) im Ausgangs-
punkt die Bereitschaft zur Selbstbewirtschaftung nicht voraus-
setzte, hatten nach Art.  621 Abs. 2 aZGB (1912) Erben, die
das Gewerbe selbst betreiben wollten, in erster Linie An-
spruch auf Zuweisung.

Das Kriterium der Selbstbewirtschaftung war damit
auch vor einem im Einzelfall abweichenden Ortsgebrauch zu
berücksichtigen, d.h. dass bspw. einer selbstbewirtschaften-
den Witwe oder dem Enkel der Vorzug vor einem nicht zur
Selbstbewirtschaftung bereiten Sohn einzuräumen gewesen
wäre.  Nur im Fall, dass sich mehrere Erben zur Selbstbewirt-
schaftung bereit erklärten, musste die Auswahl wiederum
nach den anderen Kriterien des Art. 621 Abs. 1 aZGB (1912)
erfolgen.

Erst in der nationalrätlichen Debatte wurde schliesslich
auch Art.  621 Abs. 3 aZGB (1912) eingefügt, wonach die
Töchter (nur) zur Übernahme berechtigt waren, sofern sie
selbst oder ihre Ehemänner zum Betrieb geeignet erschienen
und keiner der Söhne das Gut zum Selbstbetrieb überneh-
men wollte. Die Regelung des Art.  621 Abs. 3 aZGB (1912)
fand sich in keinem der vorherigen Gesetzesentwürfe, und
wurde denn auch im Ständerat zunächst wieder gestrichen.
«Frauenspersonen» würden im landwirtschaftlichen Betrieb
durchaus Tüchtiges leisten, und da im Konkurrenzfall zwi-
schen selbstbewirtschaftendem Sohn und selbstbewirtschaf-
tender Tochter ohnehin auch der Ortsgebrauch zu berück-
sichtigen wäre, erschien es zumindest fraglich, ob eine solch
explizite Zurücksetzung der Töchter wirklich nötig sei.
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Dennoch fand Art.  621 Abs. 3 aZGB (1912) schliesslich
Eingang ins Gesetz und man stellte damit wieder eine ge-
wisse Ungleichheit der Geschlechter in Bezug auf den Inte-
gralzuweisungsanspruch her, eine Ungleichheit, der man
sich doch in allen Gesetzesentwürfen und Erläuterungen so
vehement entgegengesetzt hatte.  In dieser Hinsicht kann
man GUGGENHEIM nur zustimmen:

«Musste das wirklich sein? Musste das Prinzip der Gleich-
berechtigung noch in letzter Stunde diese Einbusse
erleiden?»

Immerhin galt diese Zurücksetzung nur für Töchter, die
mit Söhnen konkurrierten, welche das Gut zum Selbstbetrieb
übernehmen wollten; in Konkurrenz mit anderen (männli-
chen) Erben, die nicht zum Selbstbetrieb bereit waren, blieb
es beim vorrangigen Anspruch auf Integralzuweisung der
zur Selbstbewirtschaftung bereiten Töchter.

bb. Ortsgebrauch

Die Frage wiederum, welches Gewicht dem Ortsge-
brauch bei der Entscheidung der Behörde zukommen sollte,
war vor allem deshalb von besonderer Bedeutung, weil sich
dieser Ortsgebrauch in den einzelnen Teilen der Schweiz er-
heblich unterschied. So war mit «Ortsgebrauch» nach Art.  5
Abs. 2 aZGB (1912) grundsätzlich das alte kantonale Recht
gemeint, das gerade im Erbrecht so unterschiedlichen
Rechtstraditionen folgte.  Insbesondere in den westschweize-
rischen Kantonen hatte man, dem französischen Code civil
folgend, das Prinzip der Realteilung rigoros verfolgt, während
man im Kanton Bern und Solothurn noch das Minorat prakti-
ziert hatte.

Aufgrund auch hier fehlender Konkretisierungen in den
Materialien gingen die Auffassungen über die Gewichtung
des Ortsgebrauchs bei der Entscheidung der Behörde erheb-
lich auseinander. Teils wurde nach Inkrafttreten des Zivilge-
setzbuchs für Art. 621 aZGB (1912) vertreten, die primäre Be-
rücksichtigung des Ortsgebrauchs habe zur Folge, dass, wo
das kantonale Recht das Minorat vorgesehen hatte, weiter-
hin der jüngste Sohn einen Vorzugsanspruch habe; in den
westschweizerischen Kantonen, mit dem Prinzip der Realtei-
lung, würde demgegenüber die Behörde die Teilung oder
den Verkauf anordnen. Folge dieser Auffassung war, dass
die zuständige Behörde also keinesfalls dazu verpflichtet war,
wenn immer möglich, die Integralzuweisung und damit die
Verhinderung einer Zerteilung vorzusehen.

Einer solchen Auslegung, die den Grundsatz der Inte-
gralzuweisung von Art.  620 aZGB (1912) geradezu wieder
aufhob, stellten sich jedoch insbesondere ESCHER und TUOR ent-
gegen. Das bundesrechtlich vorgeschriebene Prinzip der un-
geteilten Zuweisung sollte nicht durch kantonalen Ortsge-
brauch in Frage gestellt werden können. Der kantonale Orts-
gebrauch sollte nur in dem Sinne Bedeutung erlangen, als
dass er bei mehreren geeigneten Erben zur Entscheidung
herangezogen werden könne.

Doch selbst wenn diese Auffassung aus teleologischen
und systematischen Gründen zu überzeugen vermochte, war
die gegenteilige Auffassung durch den Wortlaut nicht ausge-
schlossen. Auch das Bundesgericht hatte sich zwar in diver-
sen Entscheiden der Lehrmeinung von ESCHER und TUOR
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angeschlossen,  aber inwieweit dies auch von den zuständi-
gen kantonalen Behörden berücksichtigt wurde, war schon
damals fraglich.

cc. Persönliche Verhältnisse

Die subsidiäre Berücksichtigung schliesslich der «persön-
lichen Verhältnisse» stellt wiederum, wie die «Eignung» des
Übernehmers, einen unbestimmten Rechtsbegriff dar, bei
dem zunächst unklar blieb, was darunter zu begreifen bzw.
zu berücksichtigen war. Doch schienen damit zunächst keine
Nachteile verbunden zu sein, befürwortete doch etwa GUG-
GENHEIM den so offenen Begriff mit der Begründung, dass man
so eben den besonderen Verhältnissen in Einzelfällen gerecht
werden könne und dem Gesetz dadurch eine «beachtens-
werte Elastizität» verliehen worden sei.

Die bisherige Berufstätigkeit, Ausbildung, Gesundheit
und das Alter erschienen noch als unbestritten erhebliche
Kriterien.  Zudem berücksichtigte die Rechtsprechung offen-
bar auch die Tatsache, dass ein Erbe wiederum selbst viele
Kinder hatte, so dass auch in dieser Hinsicht die Erhaltung
des landwirtschaftlichen Gewerbes in der gleichen Familie si-
chergestellt schien.  Unklarer blieb jedoch bereits, was für
eine Rolle der «gute Ruf», der Zivilstand oder auch die finanzi-
elle Möglichkeit, die Miterben abzufinden, spielen sollten.

In den Entwürfen bis zu den parlamentarischen Bera-
tungen war stets auch von der Berücksichtigung der «Wün-
sche der Mehrheit der Miterben» die Rede gewesen. Diese
waren den zwei weiteren Kriterien «Ortsgebrauch» und «per-
sönliche Verhältnisse» vom Wortlaut her gleichgestellt
gewesen.

Ein anderes Verständnis trug Bundesrat ERNST BRENNER

vor, der die Auflistung dieser drei Kriterien als Kaskade ver-
stehen wollte. In erster Linie sollte der Ortsgebrauch, dann
die persönlichen Verhältnisse und nur zuletzt die Berücksichti-
gung der Wünsche der Mehrheit der Miterben berücksichtigt
werden. So ging auch Art.  621 Abs. 1 aZGB letztlich auf ei-
nen Antrag BRENNERS zurück. Die Wünsche der Mehrheit der
Miterben sollten (nur noch) im Rahmen der «persönlichen
Verhältnisse» Berücksichtigung finden.

dd. Kaskadenordnung

Zusammenfassend ergab sich damit folgende Kaska-
denordnung, welche dann schliesslich auch durch das Bun-
desgericht Bestätigung erfuhr: Selbstbewirtschaftender Sohn,
selbstbewirtschaftende Tochter, Ortsgebrauch, persönliche
Verhältnisse.

In unserer Zeit mögen die Unterscheidung zwischen
Söhnen und Töchtern sowie der Ortsgebrauch durch die ge-
sellschaftliche Entwicklung als Kriterien für die Entscheidung
der Behörde irrelevant bzw. weitestgehend irrelevant gewor-
den sein. Aber auch das Kriterium der persönlichen Verhält-
nisse hatte sich bereits damals als Sammelgefäss erwiesen,
das nicht selten zu umstrittenen Wertungen führte.  Zumin-
dest in solch offener Begrifflichkeit scheint dieses Kriterium
mit erheblichen Problemen verbunden zu sein. Dass es in der
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gegenwärtigen Debatte für ein allgemeines Unterneh-
menserbrecht wieder irritierende Aktualität hat, erscheint da-
mit, gerade auch in dieser Hinsicht, als (noch) näher
begründungsbedürftig.

In den alten kantonalen Rechten fanden sich häufig Be-
stimmungen, nach denen die Liegenschaften bzw. Grundstü-
cke zum «billigen Schatzungspreis» oder zum «ermässigten
Schatzungswert» bzw. nach «billiger und mässiger Schatzung»
bei der Erbteilung anzurechnen waren.  Trotz Anerken-
nung der Vorteile einer solchen Bevorzugung des Überneh-
mers, waren diese ungleiche Behandlung von Erben in Kritik
geraten und stellten daher keine Option für das ZGB von
1912 mehr dar.

Man suchte daher zunächst allgemein, den Anrech-
nungswert allein nach dem wirtschaftlichen Zweck der
Grundstücke zu bestimmen.  Art. 606 Abs. 1 TE-ZGB (1895)
bzw. Art.  665 Abs. 1 DE-ZGB (1900) lauteten dementspre-
chend noch:

«Grundstücke sind bei der Teilung nach dem Werte zu
berücksichtigen, der ihnen nach der Eigenschaft, in der
sie auf die Erben übergehen, zukommt.»

Im Vorentwurf von 1900 wurde jedoch diese allge-
meine Regelung verworfen und man sprach stattdessen nun
in Art.  630 Abs. 1 VE-ZGB (1900) davon, dass das landwirt-
schaftliche Gewerbe zu einem «billigen Schatzungspreis» zu-
gewiesen würde, womit man wiederum nahe an den alten
kantonalen Formulierungen war. Mit dem «billigen Schat-
zungswert» war jedoch kein willkürlicher Wert zum Zwecke
der Bevorzugung des Übernehmers gemeint, sondern die
Festlegung des Nutzungswerts bzw. Ertragswerts anstelle des
Verkehrswerts.

Schliesslich war es dann Art.  617 aZGB (1912), in dem
als allgemeine Regel explizit festgehalten wurde:

«Grundstücke sind den Erben zu dem Wert anzurech-
nen, der ihnen im Zeitpunkte der Teilung zukommt.»
«Landwirtschaftliche Grundstücke sind hiebei nach dem
Ertragswerte, andere Grundstücke nach dem Verkehrs-
werte zu schätzen.»

Nicht notwendigerweise beantwortet war damit die
Frage, ob diese Anrechnung des landwirtschaftlichen Ge-
werbes zum Ertrags- statt zum Verkehrswert eine Begünsti-
gung des Übernehmers darstellte – oder gerade nicht.

So wurde nach Inkrafttreten des ZGB von einer Ansicht
vertreten, der Ertragswert stelle nichts anderes dar als der
einzige gerechtfertigte Wert landwirtschaftlicher Grundstü-
cke. Deren wahrer Wert liege nämlich einzig in der Tatsache,
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dass durch deren Bewirtschaftung ein bestimmter Ertrag er-
zielt werden könne.  Mit dem Ertragswert war dieser An-
sicht nach also gerade keine Begünstigung des Übernehmers
beabsichtigt. Im Gegenteil hätte es sich aus dieser Perspek-
tive als eine Bevorzugung der Miterben erwiesen, wenn sich
der Übernehmer das Grundstück zum Verkehrswert hätte an-
rechnen lassen müssen, man jedoch zugleich von ihm erwar-
tet, dass er es bewirtschaftet und nicht verkauft.

Andere hingegen teilten diesen Ausgangspunkt nicht
und waren der Meinung, dass die Anrechnung zum Ertrags-
wert notwendigerweise eine Begünstigung des Übernehmers
darstelle.

Unabhängig von der oben genannten Diskussion und
ohne auf die ebenso umstrittenen Modalitäten der Berech-
nung des Ertragswerts einzugehen, konnte die Anrechnung
zu einem tieferen Wert als dem Verkehrswert nach allen An-
sichten zumindest das Potential einer Benachteiligung der
Miterben mit sich bringen. So drohte, dass der Übernehmer
nach der Zuweisung des landwirtschaftlichen Grundstücks
oder Gewerbes dieses zum Verkehrswert verkauft und die Dif-
ferenz als Spekulationsgewinn für sich verbucht.

Bereits die Lehre und Rechtsprechung zu den alten kan-
tonalen Erbrechten hatte diese Problematik erkannt und da-
durch gelöst, dass bereits im 16. und 17. Jahrhundert Ratsbe-
schlüsse gefällt wurden, nach denen die Söhne wegen der
spekulativen Ausbeutung des Liegenschaftenvorteils zu Ent-
schädigungszahlungen verurteilt wurden.  Auch die späte-
ren kantonalen Gesetzgebungen waren mit dieser Fragestel-
lung konfrontiert, wobei jedoch etwa aus der Retrospektive,
namentlich auf das PrGB ZH (1888), nicht immer mit ausrei-
chender Klarheit hervortritt, ob dies auch zu einer Festschrei-
bung eines entsprechenden Gewinnbeteiligungsanspruchs in
der jeweiligen Gesetzgebung führte.

EUGEN HUBER knüpfte mit seinen Vorschlägen des Art. 606
Abs. 2 TE-ZGB (1895) bzw. Art. 665 Abs. 2 DE-ZGB (1900) an
diese Diskussion an:

«Falls jedoch ein Erben ein Grundstück zum Betrieb ei-
nes landwirtschaftlichen oder andern Gewerbes über-
nimmt und es alsdann während der nächsten zehn
Jahre ganz oder teilweise mit Gewinn als Baustelle oder
dergleichen verkauft, so sind seine Miterben berechtigt,
einen verhältnismässigen Anteil am Gewinn zu
erlangen.»

Art. 619 Abs. 1 aZGB (1912) lautete schliesslich vor:

«Hat ein Erbe ein Grundstück unter dem Verkehrswert
erhalten, so sind die Miterben berechtigt beim Verkauf
des Grundstückes oder eines Teiles desselben binnen
den folgenden zehn Jahre einen verhältnismässigen
Anteil am Gewinne zu beanspruchen, sofern dieser An-
spruch bei der Teilung im Grundbuch vorgemerkt wor-
den ist.»
«Dieser Anteil soll nicht mehr betragen, als der Miterbe
erhalten hätte, wenn das Grundstück bei der Teilung
zum Verkehrswert angerechnet worden wäre.»
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«Auf den durch Verbesserungen, Bauten, Holzzuwachs
und dergleichen entstandenen Gewinn haben die Mit-
erben keinen Anspruch.»

Obwohl sich EUGEN HUBER in seinen Erläuterungen stets
für diesen Gewinnbeteiligungsanspruch ausgesprochen und
ihn quasi als logisches Gegenstück zur Anrechnung zum Er-
tragswert und Mittel zum Schutz der Miterben dargestellt
hatte,  gab es doch einige Gegner desselben in der Bundes-
versammlung. Es wurde kritisiert, dass dieser Gewinnbeteili-
gungsanspruch zu Streitigkeiten führen würde, da ja schwie-
rig nachzuweisen wäre, was Spekulationsgewinn und was
durch Arbeit und Einsatz des Übernehmers geschaffener
Mehrwert sei. Doch schlussendlich wollte man trotz dieser Ge-
fahr von Rechtsstreitigkeiten diesen Schutzmechanismus
nicht aus dem Gesetz streichen.

III. Gemeinderschaft als Mit-
tel der Stundung und Sicher-
stellung der Ansprüche der
Miterben

Mit der Schaffung eines gesetzlichen Integralzuwei-
sungsanspruchs, besonderen Bestimmungen in Hinblick auf
die Höhe des Anrechnungswerts und dem Schutz vor Miss-
brauch durch Gewinnbeteiligungsansprüche ist das Problem
der Integralzuweisung von (landwirtschaftlichen) Unterneh-
men noch nicht ganz gelöst. So kann der Anspruch der Mit-
erben des Übernehmers auf Abfindung ihres Erbteils als sol-
cher erhebliche Probleme mit sich bringen.

Ist genügend anderweitiges Nachlassvermögen vor-
handen oder hat der Übernehmer genügend privates Ver-
mögen, um die Miterben abzufinden, besteht im Grundsatz
kein Problem.  In Fällen, in denen das Unternehmen je-
doch praktisch das gesamte Nachlassvermögen darstellt und
der Übernehmer nicht über eigenes, privates Vermögen ver-
fügt, wird ihn die Abfindung jedoch vor Probleme stellen, so-
dass er sich zu deren Bezahlung verschulden oder das Ge-
werbe selbst belasten müsste.

Der so drohenden Gefahr einer Überschuldung wollte
man entgegentreten, um die Integralzuweisung auch fak-
tisch zu ermöglichen  – möglichst nicht zulasten der be-
gründeten Erbansprüche der Miterben und damit in Fort-
schreibung des Gleichberechtigungsgrund-satzes der Erben,
mit dem man versuchte, jegliche Ungleichbehandlungen im
Erbrecht zu beseitigen.

EUGEN HUBER meinte, im alten Institut der Gemeinder-
schaft Ansätze zur Lösung dieser Problemstellung zu finden.
Vor Einführung des ZGB von 1912 war die Gemeinderschaft
nur noch in fünf Kantonen mit privatrechtlicher Kodifikation
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gesetzlich geregelt, nämlich in Zürich, Schaffhausen, Frei-
burg, Neuenburg und Waadt.  Allerdings soll die Gemein-
derschaft auch ohne gesetzliche Regelung gewohnheitsrecht-
lich in elf weiteren Kantonen verankert gewesen sein,  wo-
bei dies tatsächlich nur in den Kantonen Wallis, Baselland
und Luzern belegt werden konnte.  Für die bäuerlichen Ge-
genden hingegen stellte EUGEN HUBER die generelle Behaup-
tung auf, dass die Gemeinderschaft nie ganz untergegangen
sei.  Auch von den Stimmen, welche ihre weite Verbrei-
tung anzweifelten,wurde anerkannt, dass die Zahl der Ge-
meinderschaftsverhältnisse, die sich ohne bzw. ausserhalb
der gesetzlichen Regelungen entwickelt hatten, tatsächlich
viel höher gewesen sein dürfte.

Zum Zweck der Vermeidung im Moment nicht aus den
Aktiven finanzierbarer Ausgleichsansprüche setzte HUBER nun
auf die Verschiebung der Teilung und Errichtung einer sol-
chen Gemeinderschaft zwischen den Erben für die Zwischen-
zeit. Diese Gemeinderschaft sollte in erster Linie unter den Er-
ben freiwillig vereinbart werden. Nur in bestimmten Fällen
sah HUBER die Errichtung einer Gemeinderschaft auch gegen
den Willen der Miterben vor.  Ziel war es offenbar, durch
die Verschiebung der Teilung eine Überschuldung zu vermei-
den und gleichzeitig den Interessen und Ansprüchen der Mit-
erben angemessen Rechnung zu tragen.

Bemerkenswert ist, dass die Gemeinderschaft im Teilent-
wurf von 1895 zunächst explizit nur in den Vorschriften zum
Erbrecht in Art. 583-591 TE-ZGB (1895) zu finden war, jedoch
schon dort von EUGEN HUBER explizit als «Massregel zu Gunsten
der bäuerlichen Gewerbe» angedacht war.  Als genuin
erbrechtliches Instrument sollte die Gemeinderschaft damals
noch auf Erbenverhältnisse beschränkt sein und war entspre-
chend detailliert und spezifisch auf das Erbrecht
zugeschnitten.  Auch HITZIG hielt damals fest, dass eine
solch spezifisch erbrechtliche Regelung der Gemeinderschaft
den Vorteil habe, dass man einige Bestimmungen wesentlich
klarer und handfester ausgestalten könne.

Dennoch wurde die Gemeinderschaft bereits mit dem
Vorentwurf nicht als nur spezifisch erbrechtliches Institut ver-
ankert, sondern fand als allgemeines Institut seine Regelung
nun im Familienrecht.  Dies hatte immerhin den Vorteil,
dass seine Anwendung nun nicht mehr auf bäuerliche Ge-
werbe beschränkt war.  So betonte denn auch EUGEN HUBER

in der Behandlung im Nationalrat, dass das Verschieben der
Erbteilung durch die Vereinbarung einer
(Ertrags-)Gemeinderschaft eben nicht nur für landwirtschaftli-
che Gewerbe, sondern auch für industrielle Betriebe nützlich
sein werde.  Und die Praxis sollte ihm zunächst Recht ge-
ben, wie der Fall von BGE 66 II 238 zeigt, bei dem zwecks
Verschiebung der Teilung einer Erbschaft, die im Wesentli-
chen aus einem Bäckereibetrieb bestand, eine Gemeinder-
schaft unter den Nachkommen begründet wurde, um den
minderjährigen Söhnen die Möglichkeit einer späteren Über-
nahme des Geschäfts zu sichern.
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Die gesetzliche Regelung der Gemeinderschaft hat seit
ihrer Einführung im aZGB von 1912 keine Veränderung er-
fahren. Gemäss Art.  336 ZGB kann ein Vermögen mit einer
Familie dadurch verbunden werden, dass Verwandte entwe-
der eine Erbschaft ganz oder zum Teil als Gemeinderschafts-
gut fortbestehen lassen, oder dass sie Vermögen zu einer Ge-
meinderschaft zusammenlegen. Auch wenn die Gemeinder-
schaft also damit nicht zwingend voraussetzt, dass sie unter
Miterben für das Nachlassvermögen errichtet wird, lag ihr
Schwerpunkt in der späteren Praxis dennoch auf
Erbschaftsfällen.

Gemäss Art.  337 ZGB bedarf der Vertrag über die Be-
gründung einer Gemeinderschaft zur Gültigkeit der Unter-
schrift aller Gemeinder sowie der öffentlichen Beurkundung.
Vorausgesetzt ist damit grundsätzlich ein Vertrag.

Grosser Diskussionspunkt waren bei der Ausarbeitung
des ZGB die Formvorschriften. Während EUGEN HUBER ur-
sprünglich noch eine formfreie Vereinbarung befürwortet
hatte, schlug er in Art. 583 Abs. 2 TE-ZGB (1895) für die Gül-
tigkeit unter den Parteien die Form des Ehevertrags vor (d.h.
damals blosse Schriftlichkeit), für die Wirkung gegenüber
Dritten dagegen die Eintragung in ein öffentliches Register.
Im Vorentwurf wurde dies konkretisiert und verschärft durch
Art. 366 VE-ZGB (1900), der in jedem Fall die öffentliche Beur-
kundung mit Unterschrift aller Beteiligten und für die Wir-
kung gegenüber Dritten die Eintragung ins Handelsregister
verlangte.

Doch auch diese Regelung wurde wiederum kontrovers
diskutiert. Zwar bestand das Bedürfnis nach Rechtssicherheit
in Vertretungsverhältnissen gegenüber Dritten, gerade wenn
die Gemeinderschaft in gewerblichen Kreisen eingesetzt wer-
den sollte, was eine Handelsregistereintragung zu rechtferti-
gen schien. Andererseits fürchtete man jedoch, dass zu
strenge Formvorschriften, insbesondere eben dieser Handels-
registereintrag, die Gemeinderschaft unpopulär machen
würde, so dass man schliesslich als Kompromiss den Han-
delsregistereintrag nur für die exklusive Übertragung der Ver-
tretung an einen einzelnen Gemeinder vorschrieb (vgl.
Art. 341 Abs. 3 ZGB).

Die Gemeinderschaft (frz. «indivision») nach
Art. 336 ff. ZGB ist von der Erbengemeinschaft (frz. «commun-
auté héréditaire») i.S.v. Art.  602 ZGB abzugrenzen. Dies er-
scheint aus sprachlicher und historischer Perspektive wichtig.
Denn in der schweizerischen französischsprachigen Literatur
wurde, durch französischen Einfluss, sowohl die Gemeinder-
schaft als auch die Erbengemeinschaft als «indivision» be-
zeichnet, letztere genauer als «indivision de fait».

Diese verwirrliche Gleichbezeichnung lässt sich histo-
risch zudem dadurch erklären, dass die in den westschweize-
rischen Kantonen vor Inkrafttreten des ZGB geregelten «Ge-
meinderschaften» in ihrer gesetzlichen Ausgestaltung im We-
sentlichen der heutigen Erbengemeinschaft entsprachen und
damit das Verhältnis unter den Miterben einer unverteilten
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Erbschaft bzw. aus heutiger Sicht einer Erbengemeinschaft
regelten.  So wird denn in der französischsprachigen Litera-
tur auch heute noch für die Erbengemeinschaft nach
Art. 602 ff. ZGB der Begriff «indivision» verwendet, für die Ge-
meinderschaft demgegenüber der Begriff «indivision de fa-
mille», obwohl dieser im Gesetz so gar nicht anzutreffen ist.

Die Gemeinderschaft und die Erbengemeinschaft unter-
scheiden sich aber insbesondere mit Bezug auf ihren Zweck
wesentlich. Während die Erbengemeinschaft einzig auf die
Abwicklung des Nachlasses, d.h. auf Teilung der Erbschaft
ausgerichtet ist, bezweckt die Gemeinderschaft die Bewirt-
schaftung, d.h. die wirtschaftliche Nutzung, Verwaltung und
Erhaltung des Gemeinderschaftsguts.  Die fortgesetzte Er-
bengemeinschaft ist im Grundsatz hingegen nur ein vorüber-
gehender Zustand und kann zumindest im Ausgangspunkt
nicht auf unbestimmte Zeit weiterbestehen, da dies ihrem Li-
quidationszweck widersprechen würde.

Dass das Bundesgericht dennoch in seinem Leitent-
scheid BGE 61 II 164 festgehalten hat, dass die Verschiebung
der Erbteilung nicht nur durch Begründung einer Gemeinder-
schaft, sondern auch durch blosse Vereinbarung der Erben
zur fortgesetzten Erbengemeinschaft erfolgen könne,  er-
scheint aus Sicht der Materialien, insbesondere der hierzu
eindeutigen Debatte in der parlamentarischen Beratung,
nicht unbedingt nachvollziehbar. Vielmehr drängt sich, da-
mals wie heute, die gegenteilige Ansicht auf, dass jede ver-
tragliche Verschiebung der Teilung, die nicht nur vorüberge-
hend ist, als Vereinbarung einer Gemeinderschaft zu lesen
ist.  Dafür spricht nicht zuletzt auch die Tatsache, dass die
Erbengemeinschaft im Gesetz viel rudimentärer geregelt ist
als die Gemeinderschaft, letztere also für ein dauerhaftes
Rechtsverhältnis zunächst einmal viel besser geeignet
scheint.

Zugespitzt zeigt sich diese Problematik darin, dass nach
heutiger Lehre für die Regelung einer fortgesetzten Erbenge-
meinschaft die Bestimmungen zur einfachen Gesellschaft
(Art.  530  ff.  OR) oder Kollektivgesellschaft (Art.  552  ff.  OR)
heranzuziehen sind  – während die ältere Lehre demge-
genüber die Bestimmungen zur Gemeinderschaft auf den
Fall analog anwenden wollte, dass sich bei der Fortsetzung
der Erbengemeinschaft Unklarheiten ergeben sollten.
Nicht zuletzt scheinen für solch eine Auffassung auch die Er-
läuterungen EUGEN HUBERS zum Teilentwurf von 1895 zu spre-
chen, wonach bei der Erbengemeinschaft gerade kein der
Kollektivgesellschaft analoges Gebilde vorliegen soll, son-
dern vielmehr das einer (gesetzlichen) Gemeinderschaft.

Charakteristisch an der Gemeinderschaft ist, dass ge-
mäss Art. 342 Abs. 1 ZGB das Vermögen im Gesamteigentum
aller Gemeinder steht und sich so näher nach den
Art. 652 ff. ZGB bestimmt.

In solch einer Gesamthandgemeinschaft gebunden
können die Gemeinder gemäss Art.  339 Abs. 3 ZGB weder
die Teilung verlangen noch über ihre Gemeinschaftsanteile
verfügen (vgl. auch Art. 653 Abs. 3 ZGB). Im Innenverhältnis
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bedeutet dies, dass gemäss Art. 339 Abs. 1 ZGB die Gemein-
der grundsätzlich zur gemeinsamen wirtschaftlichen Tätigkeit
verbunden sind. Regelfall ist daher, dass alle Gemeinder das
Gemeinderschaftsgut gemeinschaftlich bewirtschaften und
sich nach besten Kräften im gemeinsamen Interesse
betätigen.

Von dieser dispositiven Grundvorstellung, die wohl pri-
mär bäuerliche Verhältnisse widerspiegelt, kann jedoch auf
verschiedene Weise durch Vereinbarung abgewichen wer-
den, wobei sich dann diese unterschiedliche Betätigung
etwa bei der Auflösung berücksichtigen liesse.

Gemäss Art. 339 Abs. 2 ZGB wiederum sind die Gemein-
der mangels anderer Anordnung zu gleichen Rechten an
der Gemeinderschaft beteiligt. Dieser Grundsatz der Gleich-
berechtigung bezieht sich, nebst der bereits erwähnten Pflicht
zur gemeinsamen Bewirtschaftung, auch auf die Mitwir-
kungsrechte bei der Verwaltung und auf die Vermögens-
rechte (Zins, Gewinn- & Verlustanteil etc.).  Insbesondere
wenn die Gemeinderschaft aus einer Erbschaft herrührt, ist
anzunehmen, dass sich namentlich mit Blick auf die Liquida-
tionsansprüche die Berechtigung nach den Erbanteilen und
nicht nach Kopfteilen bemessen wird.  In Bezug auf die Wil-
lensbildung ergibt sich aus Art. 340 Abs. 1 ZGB bzw. Art. 340
Abs. 2 ZGB e contrario, dass grundsätzlich jeder Gemeinder
ohne Mitwirkung der anderen gewöhnliche Verwaltungs-
handlungen vornehmen kann, und nur für die wichtigen
Verwaltungshandlungen, bspw. Verfügungen über Grund-
stücke, Kündigung wichtiger Verträge oder die Aufhebung
der Gemeinderschaft per se,  grundsätzlich Einstimmigkeit
nach dem Kopfstimmprinzip erforderlich ist.

Der Grundsatz der Gleichberechtigung im Innenverhält-
nis hat zudem Auswirkungen auf das Aussenverhältnis der
Gemeinderschaft, namentlich auf die Vertretung gegenüber
Dritten.  Auch hier können nach Art.  340 Abs. 2 ZGB die
Gemeinder ohne Mitwirkung der anderen die Gemeinder-
schaft im Rahmen der gewöhnlichen Verwaltungshandlun-
gen nach aussen vertreten.

Für alle übrigen Rechtshandlungen, insbesondere zum
Abschluss von Rechtsgeschäften, müssten demgegenüber
grundsätzlich wieder alle Gemeinder zusammenwirken, was
die Verwaltung und Vertretung unpraktisch machen
würde.  Aus diesem Grund sieht Art.  341 Abs. 1 ZGB die
Möglichkeit vor, dass ein «Haupt» bezeichnet wird, das so-
dann die Vertretung besorgen soll. Dabei können auch meh-
rere Gemeinder zum Haupt ernannt und dadurch mit der
Vertretung beauftragt werden.

Durch die Bestellung des Hauptes sind die anderen Ge-
meinder grundsätzlich von der Vertretung ausgeschlossen,
auch in Bezug auf die gewöhnlichen Verwaltungshandlun-
gen. Gutgläubigen Dritten gegenüber ist diese Ausschlies-
sung von der Vertretung jedoch nur wirksam, wenn der Ver-
treter ins Handelsregister eingetragen wurde (Art. 341 Abs. 3
ZGB, Art. 150 HRegV).
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Was schliesslich die Haftung betrifft, ist abermals zu be-
tonen, dass die Gemeinderschaft keine eigene Rechtspersön-
lichkeit besitzt, d.h. selbst nicht Träger von Rechten und
Pflichten sein kann, weder prozess- noch parteifähig ist und
weder betreiben noch betrieben werden kann.  Als Rechts-
gemeinschaft haften für die Schulden die Gemeinder gemäss
Art.  342 ZGB solidarisch. Dabei handelt es sich um eine pri-
märe, persönliche und unbeschränkte Solidarhaftung für die
Gemeinderschaftsschulden, d.h. solche, die im Rahmen der
Vertretungsbefugnis im Namen der Gemeinderschaft einge-
gangen worden sind.

Gemäss Art.  343 ZGB erfolgt die Aufhebung der Ge-
meinderschaft nach Vereinbarung oder durch Kündigung
(Art. 338 Abs. 2 und 3 ZGB) (Ziff. 1), durch Zeitablauf, wenn
sie für eine bestimmte Dauer begründet worden ist (Art. 338
Abs. 1 ZGB) und nicht stillschweigend fortgesetzt wird (Ziff. 2),
bei Pfandverwertung eines Gemeinderschaftsanteils eines
Gemeinders (Ziff. 3), wenn ein Gemeinder in Konkurs gerät
(Ziff. 4) oder auf Verlangen aus wichtigen Gründen (Ziff. 5).

Liegt ein Aufhebungsgrund vor und ist die Aufhebung
beschlossen, so ist die Teilung des Gemeinderschaftsguts
bzw. die Abfindung des Ausscheidenden durchzuführen. Ein
eigentliches Teilungsverfahren ist gesetzlich nicht explizit ge-
regelt, denn Art. 346 Abs. 2 ZGB bestimmt nur, dass die Tei-
lung bzw. Abfindung nicht zur Unzeit verlangt werden
darf.  Subsidiär finden über Art. 654 Abs. 2 i.V.m. Art. 651
ZGB die Regeln zur Teilung von Miteigentum Anwendung,
wobei jedoch zum Teil vertreten wird, dass die Vorschriften
von Art. 548 ff. OR anzuwenden wären.

Für Gemeinderschaften, die aus einer Erbschaft herrüh-
ren, sollen nach einem Teil der Lehre die erbrechtlichen Be-
stimmungen Anwendung finden,  womit der Charakter als
erbrechtliches Instrument betont, gleichzeitig aber die rechtli-
che Selbständigkeit der Gemeinderschaft etwas in Frage ge-
stellt würde.  Es wäre m.E. wohl unangemessen, in jedem
Fall die erbrechtlichen Teilungsvorschriften analog anzuwen-
den; besser sollten zum Zwecke der Rechtssicherheit die an-
wendbaren Teilungsregeln direkt im Gemeinder-schaftsver-
trag vereinbart werden.

Gemäss Art. 346 Abs. 1 ZGB findet die Teilung bzw. Ab-
findung nach der Vermögenslage statt, wie sie beim Eintritt
des Aufhebungsgrundes vorhanden ist. EUGEN HUBER selbst
sprach in diesem Zusammenhang von einer Teilung ex
nunc,  womit er aber lediglich auf die Vermögenslage Be-
zug nahm, die Teilungsquoten jedoch fraglos ex tunc zu be-
rechnen sind.  Konkret bedeutet dies, dass für die Ermitt-
lung der Teilungsquoten das der Gemeinderschaft zugrunde
liegende Verhältnis bei deren Begründung zu berücksichti-
gen ist. Wenn die Gemeinderschaft aus einer Erbengemein-
schaft herrührt, sind also die Erbschaftsquoten massgeblich,
ansonsten das Verhältnis der Vermögenseinlagen.
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Eine besondere Regelung findet in Art.  347  f.  ZGB die
sog. Ertragsgemeinderschaft. So können nach Art. 347 Abs. 1
ZGB die Gemeinder die Bewirtschaftung des Gemeinschafts-
gutes und die Vertretung einem einzigen unter ihnen über-
tragen, mit der Bestimmung, dass dieser jedem jährlich einen
Anteil vom Reingewinn zu entrichten hat. Im Gegensatz zur
ordentlichen Gemeinderschaft findet also keine gemeinsame
wirtschaftliche Tätigkeit und auch keine gemeinsame Vertre-
tung statt. Alle Gemeinder bleiben jedoch
Gesamteigentümer.

Der Unterschied zur ordentlichen Gemeinderschaft mit
Bestellung eines Haupts nach Art.  341 Abs. 1 ZGB besteht
darin, dass nicht nur die Vertretung, sondern auch die ge-
samte Verwaltung und Bewirtschaftung einem einzelnen Ge-
meinder bzw. nur einigen Gemeindern übertragen wird.
Diese(r) Bewirtschafter bzw. Übernehmer, kann grundsätzlich
alle Entscheidungen alleine treffen; das unflexible Einstim-
migkeitsprinzip findet keine Anwendung. Der Bewirtschafter
waltet, wie wenn er (Allein-)Eigentümer wäre.  Einzig die
Veräusserungs- und die Belastungsbefugnis (sofern letztere
missbräuchlich erfolgt) verbleiben bei den formellen Eigentü-
mern, d.h. bei den Gemeindern als Gesamteigentümer.

Damit diese einzig dem Übernehmer zustehende Vertre-
tungs- und Verfügungsbefugnis auch Dritten entgegengehal-
ten werden kann, muss diese ins Handelsregister eingetra-
gen werden (Art. 341 Abs. 3 ZGB).

Das Rechtsverhältnis zwischen dem Übernehmer und
den übrigen Gemeindern ergibt sich aus dem Gemeinder-
schaftsrecht selbst,  wobei der Übernehmer die Gemeinder-
schaft «nach der Art eines geschäftsführenden Sozius bei der
Kollektivgesellschaft» leitet;  verwiesen ist damit auf die
Art. 557 i.V.m. Art. 536 ff. OR. Während bei der ordentlichen
Gemeinderschaft die Gemeinder einander nur für die diligen-
tia quam in suis haften (vgl. Art. 538 Abs. 1 OR), haftet der
Übernehmer nach dem strengeren Sorgfaltsmassstab von
Art. 538 Abs. 3 i.V.m. Art. 398 Abs. 1 i.V.m. Art. 321e Abs. 2
OR.  Diese Haftungsverschärfung, und das zu beachtende
Einsichtsrecht nach Art.  541 OR, stellen eine gewisse Kon-
trolle des Übernehmers durch die weiterhin persönlich und
solidarisch haftenden Mitgemeinder sicher.

Der Anspruch der übrigen Gemeinder auf jährliche Aus-
richtung eines Anteils am Reingewinn soll sie für ihren Aus-
schluss von der Nutzung, Bewirtschaftung und Verwaltung
des Gemeinderschaftsvermögens entschädigen.  Sie kön-
nen die genaue Berechnungsart und Höhe des Anspruchs
frei vereinbaren, nur subsidiär ist die richterliche Festsetzung
vorgesehen.

3. Ertragsgemeinderschaft im
Besonderen
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Unter «Reingewinn» wird der Einnahmenüberschuss be-
stehend aus Bruttoertrag nach Abzug aller Betriebskosten be-
griffen. Insbesondere ist ein angemessenes Entgelt für die Ar-
beitsleistung des Übernehmers vom Bruttoertrag
abzuziehen.  Die «Anleitung» zur Berechnung der Anteile
nach Art. 347 Abs. 2 ZGB lässt dabei den Gemeindern bzw.
dem Richter einen grossen Spielraum, um den Umständen
des Einzelfalls gerecht zu werden.  Entweder kann ein pro-
zentualer Anteil am Reinertrag festgelegt werden, was eine
korrekte jährliche Buchführung voraussetzt, oder es kann ein
Fixbetrag im Sinne eines Pachtzinses für eine bestimmte Peri-
ode festgelegt werden.

Dem Sinn der Gemeinderschaft regelmässig am besten
und auch dem Gesetzeswortlaut eher entsprechend («Anteil»
bzw. «part» und «quota») erscheint dabei wohl die Festlegung
der Quote am jährlichen Reinertrag, sprich eine «pars quota»,
nicht «pars quanta».  Der entscheidende Vorteil liegt hier
darin, dass eine automatische Flexibilisierung bzw. Anpas-
sung der Ansprüche der Gemeinder an die sich verändernde
wirtschaftliche Situation des Gemeinderschaftsguts erfolgt.
Wenn der Übernehmer eine in guten Jahren fixierte Summe
auch in den Jahren zu bezahlen hat, in denen er nur wenig
erwirtschaften konnte, wird ihn das vor grosse Probleme stel-
len und dazu führen, dass er das Risiko ganz allein trägt.
Ebenso muss aber auch an den gegenteiligen Fall gedacht
werden, dass das Gemeinderschaftsgut plötzlich einen viel
höheren Gewinn abwirft, von dem die Gemeinder dann auf-
grund der festgelegten Summe nicht profitieren werden. So
bleibt als Argument für das Festlegen einer fixen Summe
wohl im Wesentlichen, dass sich dies regelmässig als deutlich
weniger aufwändig darstellen dürfte als die jährliche Ermitt-
lung eines Reingewinns.

Bei der Ertragsgemeinderschaft gelten über Art.  348
Abs. 3 ZGB die allgemeinen Auflösungsgründe nach Art. 343
ZGB.  Nach Art. 348 Abs. 1 ZGB kann die Ertragsgemeinder-
schaft aber auch aufgehoben werden, wenn der Überneh-
mer das Gemeinschaftsgut nicht ordentlich bewirtschaftet
oder seinen Verpflichtungen gegenüber den Gemeindern
nicht nachkommt, d.h. insbesondere ihnen nicht ihren Anteil
am Reingewinn auszahlt. Gerade in letzterem Falle dürfte je-
doch nicht bereits eine geringfügige oder einmalige Verzöge-
rung genügen, sondern es muss eine erhebliche Verletzung
vorliegen, damit eine Aufhebung der Gemeinderschaft ver-
langt werden kann.

Art. 348 Abs. 1 ZGB stellt sich damit als eine Fortschrei-
bung des allgemeinen Auflösungsgrundes von Art. 343 Ziff. 5
ZGB dar, nach dem aus wichtigen Gründen immer die Auflö-
sung der Gemeinderschaft verlangt werden kann. Bei der Er-
tragsgemeinderschaft erscheint das Vertrauen in die Tüchtig-
keit, Arbeitslust und Treue des Übernehmers denn auch be-
sonders wichtig, da andernfalls der Anteil der Mitgemeinder
am jährlichen Ertrag und Wert des Gemeinderschaftsguts ge-
fährdet ist.  Zusammen mit den verschärften Haftungsan-
forderungen und Kontrollrechten der Mitgemeinder, schafft
Art. 348 Abs. 1 ZGB also einen Ausgleich zur starken Stellung
des Übernehmers in der Ertragsgemeinderschaft.
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Nach Art. 622 Abs. 1 aZGB (1912) konnte der Überneh-
mer eines landwirtschaftlichen Gewerbes nach
Art. 620 f. aZGB (1912) verlangen, dass die (Erb-)Teilung des
übernommenen Gewerbes verschoben wird, wenn er durch
die Anteile der Miterben so sehr beschwert wird, dass er zu
deren Sicherstellung seine Liegenschaften mit Einrechnung
der bereits auf ihnen ruhenden Pfandrechte bis über drei
Viertel des Anrechnungswertes belasten müsste. Stellte der
Übernehmer einen entsprechenden Antrag, bildeten die Er-
ben gemäss Art. 622 Abs. 2 aZGB (1912) von Gesetzes wegen
eine Ertragsgemeinderschaft nach Art.  347 ZGB, und zwar
auch gegen den Willen der übrigen Miterben, weshalb auch
von einer Zwangsertragsgemeinderschaft oder gesetzlichen
Ertragsgemeinderschaft gesprochen wurde.

Neben der subjektiven Voraussetzung, dass der Über-
nehmer das entsprechende Begehren stellt, mussten damit
als objektive Voraussetzung die Abfindungsansprüche der
Miterben die Belastungsgrenze von drei Viertel des Anrech-
nungswerts, d.h. des Ertragswerts i.S.v. Art. 620 Abs. 1 aZGB
(1912) übersteigen, wenn der Übernehmer diese hypotheka-
risch sicherstellen würde.  Andere, ihm bereits gehörenden
Liegenschaften, musste er entgegen dem Wortlaut nicht
auch belasten.

Mit der Zwangsertragsgemeinderschaft von Art.  622
aZGB (1912) fand damit «eine Art Stundung für die Abfin-
dung der Miterben» statt, die durch ein Hinausschieben der
dinglichen Übertragung des Gewerbes an den Übernehmer
erreicht wurde, so dass er Zeit gewann, zu genügend Mitteln
zu kommen, um seine Miterben ohne Überschuldung abfin-
den zu können.

Bei genauerer Betrachtung fand aber mit der Zwangser-
tragsgemeinderschaft nicht nur eine Stundung der Abfin-
dung, sondern zugleich eine Verschiebung der Erbteilung per
se statt.  Wie bei der ordentlichen Ertragsgemeinderschaft
blieben die nicht übernehmenden Gemeinder
(Gesamt-)Eigentümer des Gemeinderschaftsvermögens.
Gegenstand der Zwangsertragsgemeinderschaft war deshalb
das gesamte landwirtschaftliche Gewerbe nach Art.  620
Abs. 1 aZGB (1912) und nicht nur der wertmässige Anteil, der
die Belastungsgrenze überschritt.  Folge davon war, dass
sich die Abfindungsansprüche nicht nach dem Wert im Zeit-
punkt der Begründung der Zwangsertragsgemeinderschaft
berechneten, sondern erst im Zeitpunkt, in dem diese aufge-
löst bzw. die Miterben abgefunden wurden.  Ganz getreu
dem allgemeinen Grundsatz fand daher die Auflösung ex
nunc nach der Vermögenslage statt, wie sie beim Eintritt des
Auflösungsgrundes vorhanden war, sodass die Miterben von
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einer allfälligen Wertsteigerung profitierten bzw. eine Wert-
verminderung mitzutragen hatten. Ein Grund, von diesem
Grundsatz abzuweichen, war nicht ersichtlich.

Die Zwangsertragsgemeinderschaft wird zwar grund-
sätzlich auf unbestimmte Dauer errichtet,  jedoch kam ein
jederzeitiges Kündigungsrecht der Miterben i.S.v. Art.  338
Abs. 2 ZGB nicht in Frage, da dies Sinn und Zweck von
Art.  622 aZGB (1912) zuwiderlief. Gemäss Art.  623 Abs. 1
aZGB (1912) konnten die Miterben des Übernehmers jedoch
die Auflösung der Zwangsertragsgemeinderschaft verlangen,
sobald der Übernehmer die Abfindung ohne übermässige
Verschuldung durchführen konnte. Es handelte sich hierbei
also um das nachträgliche Wegfallen der objektiven Voraus-
setzung für die Errichtung der Zwangs ertrags gemeinder -
schaft.

Entscheidend war, dass das Kündigungsrecht nach
Art.  623 Abs. 1 aZGB (1912) erst dann entstand, wenn der
Übernehmer in der Lage war, alle Miterben abzufinden,
auch wenn dies nur einer verlangt hatte, da ansonsten der
Schnellere bzw. Rücksichtslosere auf Kosten der anderen pro-
fitiert hätte.  Demgegenüber hatte nach Art.  623 Abs. 2
aZGB (1912) der Übernehmer selbst mangels anderweitiger
Vereinbarung jederzeit das Recht, die Auflösung der Gemein-
derschaft zu verlangen. Dabei handelte es sich in beiden Fäl-
len technisch betrachtet um eine Kündigung i.S.v. Art.  338
Abs. 2 ZGB, weshalb eine sechsmonatige Kündigungsfrist
galt.

Mit der Gemeinderschaft knüpfte man (bewusst!) an ein
Rechtsinstitut an, das in den Kantonen bereits verankert
war.  Die Gemeinderschaft sei ein «gut schweizerisches
Rechtsinstitut»,  das einem praktischen Bedürfnis entspre-
che, weshalb es auch besser sei, von «gesetzlicher Neuord-
nung» statt von «Wiedererweckung» zu sprechen.  Beson-
ders betont wurde dabei die Tatsache, dass es in 40 Jahren
seit der gesetzlichen Normierung der Gemeinderschaft im
Kanton Zürich zu keinem einzigen Gerichtsprozess gekom-
men war.

Inhaltlich betrachtet erhielten die Miterben keine sofor-
tige Abfindung in bar – was den Übernehmer zu stark belas-
ten würde – sondern bloss einen Anteil am jährlichen Rein-
gewinn, was mit einem (variablen) Rentenanspruch ver-
gleichbar war.  Ebendiese Variabilität bzw. Abhängigkeit
vom tatsächlich erwirtschafteten Reinertrag stellte nach An-
sicht der Befürworter den grossen Vorteil der Ertragsgemein-
derschaft dar.  So fand eine eigentliche Gleichstellung von
Übernehmer und Miterben statt, indem das wirtschaftliche

194

c. Besonderheiten in Bezug auf die
Auflösungsgründe
131

195

196

132

197

198

5. Rezeption der
(Ertrags-)gemeinderschaft in der zeit-
genössischen Lehre

a. Vorteile und Befürworter
133

199

200

201

202

134

203

204

194

ESCHER, ZK (1943), Art. 622 N 19; GUGGENHEIM (FN 20), 158;
COURVOISIER (FN 76), 196; VON GUNTEN (FN 192), 56; a.M. je-
doch bewusst entgegen Gesetz und Materialien TUOR, BK
(1929), Art. 622 N 36 ff.; vgl. zu den allgemeinen ge-
meinderschaftlichen Bestimmungen vorne Rz. 117.

195

ESCHER, ZK (1943), Art. 622 N 21; TUOR, BK (1929), Art. 623
N 1.

196

GUGGENHEIM (FN 20), 158.

197

ESCHER, ZK (1943), Art. 623 N 3.

198

ESCHER, ZK (1943), Art. 623 N 4; TUOR, BK (1929), Art. 623
N 5 f.

199

Vgl. dazu bereits vorne Rz. 93.

200

HITZIG (FN 45), 33.

201

BARAZETTI CAESAR, Der Vorentwurf zum ersten und zweiten
Teil des schweizerischen Civilgesetzbuches (Personen-
und Familienrecht), Bern 1898, 255; RÜMELIN (FN 46), 82;
HUBER, Erläuterungen VE (1914) (FN 11), 248.

202

HUBER, Betrachtungen (FN 43), 57; HUBER M., Gemeinder-
schaften (FN 22), 24; SCHNEIDER (FN 113), § 553 N 1; a.M.
COHN (FN 119), 15 f., der zwei Gerichtsprozesse erwähnt,
wobei der eine zur Beweiserhebung zurückgewiesen
wurde und der andere nur am Rande das Gemeinder-
schaftsverhältnis betraf.

203

CHÉRON (FN 17), 120.

204

Siehe dazu bereits vorne Rz. 122 ff.



Risiko der Übernahme von allen getragen wurde bzw. wo
man «zu Gedeih und Verderb» im gleichen Boot sass.

Dadurch, dass das Gemeinderschaftsgut im Gesamtver-
mögen der Erben verblieb, d.h. die Erbteilung und nicht nur
deren Abfindung verschoben wurde, erhielten die Miterben
des Übernehmers automatisch eine gewisse minimale Sicher-
stellung ihrer Ansprüche. Stellte sich heraus, dass der Über-
nehmer das Gewerbe doch nicht wirtschaftlich betreiben
konnte und musste es veräussert werden, so erhielten die
Miterben als Gesamteigentümer automatisch einen Anteil
am Liquidationserlös. Das Risiko, dass bis zu diesem Zeitpunkt
das Gemeinderschaftsgut im Vergleich zum Zeitpunkt der Er-
richtung der Gemeinderschaft bereits an Wert verloren ha-
ben konnte, wurde dadurch ausgeglichen, dass auch an ei-
nem allfälligen Mehrwert partizipiert worden wäre.  Es be-
stand damit also spiegelbildlich auch ein automatischer
Gewinnbeteiligungsanspruch.

Gegen die Gemeinderschaft als solcher hingegen wur-
den viele alte (Rechts-)Sprichwörter ins Feld geführt: «commu-
nio mater rixarum», «Theil und gemein ist unrein», «Qui a
compagnon, a maître» und dergleichen.  Dass jede Ge-
meinschaft das Potential einer Konfliktquelle mit sich bringt,
dürfte jedoch für alle Arten von Gemeinschaften und Gesell-
schaften, sogar für die Ehe, gesagt werden und war somit
schon damals kein spezifisches Argument.  Spezifisch auf
die Gemeinderschaft bezogen aber trug man vor, dass in der
Gemeinderschaft die Fleissigen für die Faulen arbeiten wür-
den bzw. die Freiheit und Individualität der Fähigen ganz
generell in unerträglicher Weise eingeschränkt werde, da die
Gemeinder zur Mitarbeit an den bäuerlichen Hof gebunden
würden, und sich nicht ihren Begabungen widmen oder
selbständig wirtschaftlich tätig werden könnten.

Diese Kritikpunkte treffen jedoch nicht (mehr) die vom
ZGB geregelte Ertragsgemeinderschaft, die der Individualität
der einzelnen Gemeinder angemessen Rechnung trägt und
ohne den Zwang zur gemeinsamen Wirtschaft eine wichtige
Konfliktquelle beseitigt.  Die Erben können in die Welt hin-
ausziehen, selbständig ihrem Beruf nachgehen, und bleiben
dennoch mit dem ungeteilten Gut durch das enge Band des
Gesamteigentums verbunden.  Die Ertragsgemeinderschaft
wurde daher als den modernen Bedürfnissen und dem Indi-
vidualismus angepasst erachtet, und man erwartete, dass sie
eine weit grössere Verbreitung finden würde.

Eines der grössten Probleme der Ertragsgemeinderschaft
blieb dennoch, wie der Anteil am jährlichen Reingewinn be-
rechnet werden sollte, wenn in bäuerlichen Verhältnissen
meist gar keine Buchführung stattfand.  Die Bauern hatten
damals «einen gewissen horror» vor der Buchhaltung, obwohl
das Schweizerische Bauernsekretariat ab 1901 landwirt-
schaftliche Buchhaltungskurse veranstaltete.  Im Endeffekt
blieb es daher mangels Einigung der Miterben Sache der Be-
hörden, Reingewinn und Anteile zu bestimmen.
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Aus bäuerlichen Kreisen wurde zur Vereinfachung die
Bestimmung eines festen Zinssatzes auf Grundlage des Er-
tragswerts vorgeschlagen, da so eine saubere Buchhaltung
nicht nötig sei. Immerhin müsste dieser Zinssatz jedoch regel-
mässig den sich verändernden Wirtschaftsverhältnissen an-
gepasst werden, wofür zumindest gesetzlich keine explizite
Grundlage auszumachen war.

Die Schwierigkeiten bezüglich der Festsetzung und Be-
rechnung der Anteile am jährlichen Reingewinn führten
wohl schliesslich dazu, dass die Ertragsgemeinderschaft sel-
ten begründet wurde und stattdessen das Gemeinderschafts-
gut an einen Dritten oder einen der Gemeinder zu einem fi-
xen Pachtzins abgegeben wurde, sodass sich allfällige Strei-
tigkeiten nach dem genauer geregelten Pachtrecht
richteten.

Der grössten Kritik war die Zwangsertragsgemeinder-
schaft von Art.  622 aZGB (1912) ausgesetzt.  Erben entge-
gen ihrem Willen zu einer Gemeinschaft zu zwingen, würde
nicht in die moderne Zeit passen,  womit insbesondere der
mittlerweile weit rezipierte Art. 815 des französischen Code ci-
vil bezüglich der Erbengemeinschaft («Nul ne peut être con-
traint à demeurer dans l’indivision»),  und der Grundsatz
der Gleichberechtigung der Erben angesprochen war.  Die
Zwangsertragsgemeinderschaft bedeute, so wurde vorgetra-
gen, einen «sozialen, politischen und moralischen Rück-
schritt», der insbesondere in Gegenden, in denen auch bäu-
erliche Kleinstbetriebe volkswirtschaftlich Sinn machten,
nicht zu rechtfertigen sei.

Diese Vorwürfe schienen über die Tatsache hinwegzu-
gehen, dass der jederzeitige Teilungsanspruch und der
Grundsatz der Gleichberechtigung der Erben selbstverständ-
lich auch Eingang ins ZGB von 1912 gefunden hatten, und
dass es bei der Zwangsertragsgemeinderschaft eben genau
darum ging, die berechtigten Interessen an der Verhinde-
rung der Bodenzerstückelung und Überschuldung der land-
wirtschaftlichen Gewerbe auf möglichst schonende Weise zu
verwirklichen. Die Alternative, auch bei landwirtschaftlichen
Gewerben den Nachlass ohne Rücksicht auf Zerstückelung
und Überschuldung gleichmässig zu teilen, konnte den Miter-
ben ebenso ökonomisch nachteilig sein und widersprach
ausserdem dem ebenfalls wichtigen Grundsatz der Wert-
erhaltung der Vermögenswerte im Erbgang (vgl. auch
Art. 612 ZGB).
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I. Bäuerliches Erbrecht als
tote Buchstaben

Schon vor Inkrafttreten des ZGB von 1912 hatte man
festgestellt, dass sich die Gemeinderschaft im Rückgang be-
fand, d.h. selbst in Kantonen, die sie noch kannten, immer
seltener begründet wurde.  Oftmals las man daher bereits
damals, dass das ZGB die «Neubelebung dieses altgermani-
schen Institutes» versucht habe,  oder die Gemeinder-schaft
«une institution, qui semblait déjà appartenir tout entière au
domaine de l’histoire», sei.

Dies bestätigt der Blick auf die Statistik des Kantons Zü-
rich, der noch vor Inkrafttreten des ZGB die Gemeinderschaft
kantonal gesetzlich umfassend geregelt hatte. So waren bei
einer Bevölkerung von ca. 350’000 Einwohnern zwischen
1867 und 1884 total 100 Gemeinderschaften errichtet wor-
den, d.h. 5-6 pro Jahr (auf die heutige Bevölkerungszahl des
Kantons Zürich hochgerechnet entspricht dies immerhin
noch gut 25 Gemeinderschaften pro Jahr).  Zwischen 1886
und 1906 soll jedoch gar keine Gemeinderschaft mehr errich-
tet worden sein.  Das positive Hervorheben, dass es zwi-
schen 1855 und 1895 zu keinen Streitigkeiten im Zusammen-
hang mit Gemeinderschaften gekommen war, erfährt durch
diese Statistik also eine gewisse Relativierung.

Der Grund für die geringe Verbreitung der Gemeinder-
schaft dürfte in der schon damals fehlenden Bekanntheit lie-
gen. So schrieb bspw. ein Rechtsanwalt ZIEGLER aus Schaff-
hausen: «Der Grund (…) wesshalb bei uns nicht noch mehr
Gemeinderschaften vorgekommen sind, ist nur einfach der,
dass die Leute gar nicht wissen, dass ein solches Rechtsge-
bilde bei uns existirt!».  Wenn die Gemeinderschaft also
selbst in den Kantonen, die sie gesetzlich geregelt hatten,
nicht sonderlich bekannt war, ist verständlich, dass in den
anderen Kantonen die Skepsis überwiegte und man abwar-
tete, ob sich die Gemeinderschaft überhaupt als «lebensfä-
hig» erweisen würde.
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Schon bald nach dem Inkrafttreten des ZGB von 1912
zeichnete sich ab, dass der Versuch, der Gemeinderschaft
neues Leben einzuhauchen, gescheitert war. Die frühen Kom-
mentare zu den Art. 336 ff. ZGB zeigen, dass man sich unsi-
cher war, ob die vertragliche Gemeinderschaft überhaupt
grosse Verbreitung gefunden habe. Man schloss daraus, dass
ein eigentlicher Durchbruch nie stattgefunden hatte.

Noch viel weniger Verbreitung fand die Zwangsertrags-
gemeinderschaft von Art. 622 aZGB (1912). Beispielhaft kön-
nen die Stellungnahmen zur Enquête von MOSER herangezo-
gen werden, nach denen diese praktisch nie errichtet, hinge-
gen regelmässig einfach die Erbengemeinschaft nach
Art. 602 ff. ZGB fortgesetzt wurde.

Als Höhepunkt solcher Praxis erscheint denn wohl auch
der bereits erläuterte BGE 61 II 164. Mit diesem Entscheid
wurde, entgegen der damals herrschenden Lehre und den
Gesetzesmaterialien, die Begründung der fortgesetzten Erben-
gemeinschaft nach Art. 602 ff. ZGB durch formfreie Verabre-
dung der Verschiebung der Teilung unter Erben anerkannt.
Gerade weil die öffentliche Beurkundung als Voraussetzung
der Gemeinderschaft kritisiert wurde, erschien die formfreie
Vereinbarung der fortgesetzten Erbgemeinschaft wesentlich
attraktiver, auch wenn der Preis dafür ein rudimentär gere-
geltes Rechtsinstitut war.  Dem Institut der Gemeinderschaft
wurde damit der Boden entzogen. So prognostizierte bereits
FELBER in ihrer frühen Erläuterung von BGE 61 II 164, dass auf
diesem Weg die Gemeinderschaft von der neuen Form der
fortgesetzten Erbengemeinschaft immer mehr zurückge-
drängt werden würde. Sie sollte damit Recht behalten.

Mit der Rückverweisung auf den Ortsgebrauch in
Art. 621 Abs. 1 aZGB (1912), aber auch bereits in den allge-
meinen Teilungsregeln von Art. 611 Abs. 2 und Art. 613 Abs.
3 aZGB (1912), hatte man sich mit Blick auf das Ziel der
Rechtsvereinheitlichung insbesondere im (bäuerlichen) Erb-
teilungsrecht einen Bärendienst erwiesen.  Die Kantone
machten keinen Hehl daraus, wo immer möglich, ihrem bis-
herigen kantonalen Recht zu folgen.

So hob etwa KUONI hervor, dass das bäuerliche Erbrecht
des ZGB im Kanton Graubünden im grossen Ganzen keine
Anwendung finden und die dortigen Verhältnisse nicht än-
dern würde.  Dies zum einen, weil der Integralzuweisungs-
anspruch von Art.  621 aZGB (1912) an die Erhaltung des
landwirtschaftlichen Gewerbes als wirtschaftliche Einheit
anknüpfte:  Im Kanton Graubünden sei jeder Betrieb, so
klein er auch sein mochte, als wirtschaftliche Einheit anzuse-
hen, da Alpen, Wälder, Weiden teils sogar Wiesen, Äcker
etc. im Gemeinde- bzw. Genossenschaftseigentum stünden,
d.h. jeder Kleinstbetrieb all diese Flächen jeweils mit-
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benutzen konnte; diese Nutzungsrechte würden auch den
kleinsten Privatbesitz zu einer wirtschaftlichen Einheit erhal-
ten, sodass im Endeffekt gar nie die Voraussetzungen für eine
Verhinderung der Teilung und Integralzuweisung nach
Art. 621 aZGB (1912) vorliegen würden.

Zum anderen hatte nach Art.  621 Abs. 2 aZGB (1912)
bei Einsprache eines Miterben, oder wenn mehrere Erben die
Zuweisung beanspruchten, die zuständige Behörde über Zu-
weisung, Veräusserung oder Teilung zu entscheiden, wobei
sie sich auch hier primär am Ortsgebrauch zu orientieren
hatte.  KUONI nach war mit dem Ortsgebrauch der alte §
487 des bündnerischen Civilgesetzbuches angesprochen, der
auch wörtlich ins kantonale Einführungsgesetz übernommen
wurde, und der den Grundsatz der Anspruchsgleichheit aller
Erben nach Vorbild des französischen Code civil vorsah. Im
Endeffekt komme es daher jedes Mal, wenn ein Miterbe Ein-
spruch erhebe oder mehrere Erben die Zuweisung verlang-
ten, zur Zerteilung und zum Verkauf des landwirtschaftlichen
Gewerbes.  Vergleichbare Auslegungen waren auch in
den westschweizerischen Kantonen auszumachen und wie-
derum teils explizit in ihren Einführungsgesetzen
festgeschrieben.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die
Erbsitten stärker zu sein schienen als der Gesetzestext. In Kan-
tonen, in denen die Zerteilung der landwirtschaftlichen Ge-
werbe üblich war, wurde weiterhin fleissig geteilt; in Kanto-
nen, in denen wiederum die Integralzuweisung unter Bevor-
zugung der Söhne üblich war, wurden diese weiterhin
bevorzugt.  Grund dafür war aber nicht nur die Behörden-
praxis, sondern auch, dass die dispositiven Bestimmungen
des bäuerlichen Erbrechts selten beansprucht wurden. Selbst
bei Vorliegen aller Voraussetzungen wurde nämlich der An-
spruch auf Integralzuweisung des landwirtschaftlichen Ge-
werbes nach Art. 620 aZGB (1912) oftmals gar nicht geltend
gemacht.  Das bäuerliche Erbrecht des ZGB scheiterte am
«nicht selten in Rechthaberei ausartenden Gerechtigkeitssinn»
und der «Hartnäckigkeit» der Bauern.

II. Heutiger Blick auf die Über-
bleibsel des bäuerlichen
Erbrechts?

Die Gemeinderschaft nach Art.  336  ff.  ZGB wird heute
überwiegend als toter Buchstabe ohne praktische Bedeutung
bezeichnet, und in manchen Schriften schon gar nicht mehr
erwähnt.  Tatsächlich beantragte der Bundesrat 2016 an-
lässlich der Reform des Handelsregisterrechts die Streichung
der Art. 336-348 ZGB mit der Begründung, dass die Gemein-
derschaft in der Praxis nicht mehr gebraucht würde und zu
diesem Zeitpunkt nur deren fünfzig im Handelsregister einge-
tragen seien. Abgesehen davon, dass das Handelsregister
wegen der fehlenden Eintragungspflicht kaum verlässliche
Quelle statistischer Daten zur Gemeinderschaft sein kann,
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wurde die geplante Abschaffung aber vor allem aus einem
anderen Argument abgelehnt: wegen der Verletzung der
Einheit der Materie.

Schon bei der Diskussion des Vorentwurfs in der Exper-
tenkommission hatte man befürchtet, dass zu strenge Form-
vorschriften die Gemeinderschaft unpopulär machen
würden.  Tatsächlich ist das Erfordernis der öffentlichen Be-
urkundung gemäss Art. 337 ZGB auch unter Geltung des ZGB
einer der Hauptkritikpunkte geblieben.

Zuzugeben ist aus heutiger Sicht die damit verbundene
unbegründete Erschwernis gegenüber anderen Rechtsge-
meinschaften, wie die einfache Gesellschaft und die Kollek-
tivgesellschaft, oder auch die fortgesetzte Erbengemein-
schaft, welche formlos verabredet werden können soll.
Aus diesem Grund spricht sich namentlich PIOTET dafür aus,
dass die öffentliche Beurkundung nicht nötig sei, wenn im
Rahmen eines schriftlichen Erbteilungsvertrags auf den Tei-
lungsanspruch nach Art.  604 ZGB verzichtet werde, sprich
dann eine Gemeinderschaft nach Art. 336  ff. ZGB vorliegen
solle. Er verweist dabei auf die Rechtsprechung des Bundes-
gerichts, wonach auch bei einem innerhalb eines Erbtei-
lungsvertrags vereinbarten Grundstückkauf, auf die öffentli-
che Beurkundung zur Gültigkeit verzichtet werden könne.
Zumindest scheint unter Beibehaltung des Erfordernisses der
öffentlichen Beurkundung die Gemeinderschaft kaum wie-
derbelebbar zu sein.

Als weiterer Kritikpunkt an der Gemeinderschaft wird
die unflexible Entscheidfindung im Innenverhältnis vorge-
bracht, was auf das Einstimmigkeits- bzw. Kopfstimmprinzip
(Art. 340 Abs. 1 ZGB) zurückzuführen sei und eine Weiterent-
wicklung des Innenverhältnisses kaum möglich mache.

Dem ist zu entgegnen, dass die Regelung von Art. 340
Abs. 1 ZGB rein dispositiver Natur ist, die Gemeinder also
bspw. auch im Grundsatz das Mehrheitsprinzip und nur für
wichtige Entscheide das Einstimmigkeitsprinzip vereinbaren
können; ohnehin darf nach Art.  340 Abs. 2 ZGB jeder Ge-
meinder ohne Mitwirkung der übrigen gewöhnliche Verwal-
tungshandlungen vornehmen. Einzig wenn der Gemeinder-
schaftsvertrag selbst abgeändert werden soll, was auch bei
einer Änderung der Zusammensetzung der Gemeinderschaft
der Fall ist, ist ein einstimmiges Handeln aller Gemeinder
und die erneute öffentliche Beurkundung zwingend.

Wie alle Personengemeinschaften verfügt die Gemein-
derschaft über keine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie ist keine
juristische Person i.S.v. Art. 52  ff. ZGB und kann daher nicht

248

2. Heutige Kritikpunkte an der
Gemeinderschaft

a. Komplizierte Errichtung
154

249

250

155

251

252

253

b. Zu wenig flexible Entscheidfindung
156

254

157

255

c. Solidarische Haftung und fehlende
Rechtspersönlichkeit
158

248

Zum Ganzen Botschaft zur Änderung des Obligationen-
rechts (Handelsregisterrecht) vom 15. April 2015,
BBl 2015 3617 ff., 3655 ff.; Voten von Bundesrätin Som-
maruga Simonetta, Amtl.Bull. National- bzw. Ständerat
2016, 756, 2199 f.

249

CHÉRON (FN 17), 141; siehe zu den Formvorschriften be-
reits vorne Rz. 98 ff.

250

CR CC I-PIOTET, Art. 336 N 3; BADDELEY (FN 138), 71; ZIHLER

FLORIAN/BERGER LUKAS, Vorentwurf zur Modernisierung des
Handelsregisters und der damit verbundenen KMU-Er-
leichterungen, REPRAX 1/2013, 1 ff., 10 f.

251

EGGER, ZK (1943), Art. 337 N 2.

252

Zum Ganzen CR CC I-PIOTET, Art. 337 N 3; BGE 118 II 395,
397 E. 2 m.w.H.

253

CR CC I-PIOTET, Art. 336 N 3; BADDELEY (FN 138), 70 f.

254

ZIHLER/BERGER (FN 253), 10; siehe zum Innenverhältnis be-
reits vorne Rz. 106 ff.

255

BADDELEY (FN 138), 63; CR CC I-PIOTET, Art. 337 N 2.



selbst Trägerin von Rechten und Pflichten sein. So ist die da-
mit verbundene solidarische Haftung für Gemeinderschafts-
schulden denn auch ein Kritikpunkt, der aber wiederum
auch anderen Personengesellschaften gemeinsam ist.

Die Kritik ist aber insofern berechtigt, als dass bei der
Kollektiv- und Kommanditgesellschaft die Partei-, Prozess-
und Betreibungsfähigkeit von Gesetzes wegen besteht (vgl.
Art. 562 bzw. Art. 602 OR), dies bei der Gemeinderschaft je-
doch nicht der Fall ist. Selbst wenn ein Haupt der Gemeinder-
schaft nach Art. 341 Abs. 1 ZGB bestimmt wurde, können ak-
tive Betreibungshandlungen nur von allen Gemeindern ge-
meinsam vorgenommen werden; in Aktivprozessen bilden
sie stets eine notwendige Streitgenossenschaft.  In der Pra-
xis könnte diesem Mangel jedoch durch das Erteilen von Ge-
neralvollmachten abgeholfen werden.

Oft wird schliesslich vorgebracht, dass es im Vergleich
zur Gemeinderschaft nach Art. 336 ff. ZGB bessere Alternati-
ven gäbe, um das Ziel der Erhaltung der Erbschaft zu errei-
chen, womit insbesondere auf die einfache Gesellschaft
(Art. 530 ff. OR), die Kollektivgesellschaft (Art. 552 ff. OR), die
fortgesetzte Erbengemeinschaft (Art. 602 ff. ZGB) oder die Stif-
tung (Art. 80 ff. ZGB) verwiesen wird.

Bei der Stiftung kann jedoch in Frage gestellt werden,
ob diese tatsächlich einfacher zu errichten ist und die Ent-
scheidfindung flexibler ist. Auch bei den anderen Alternati-
ven ist zumindest im Grundsatz das unflexible Einstimmig-
keitsprinzip anwendbar. Bei der Kollektiv- und Kommandit-
gesellschaft ist eine Eintragung ins Handelsregister vorge-
schrieben, was die Errichtung auch nicht deutlich einfacher
macht.

Der wahre Vorteil dürfte daher eher darin liegen, dass
die erwähnten Alternativen den Juristen geläufiger sind,
weil sie im Gegensatz zur Gemeinderschaft in der Ausbildung
nicht bzw. weniger vernachlässigt werden, weil sie in der
Praxis häufiger vorkommen – und weil damit zugleich mehr
Literatur und Rechtsprechung zur Verfügung stehen, die da-
mit eine gewisse bzw. zumindest höhere Rechtssicherheit
vermitteln.

Nach all dieser Kritik gilt es festzuhalten, dass EUGEN HU-
BERS spezifisches Erbrecht für bäuerliche Unternehmen nie
ganz aufgehoben wurde, sondern in den Grundzügen ins
BGBB übertragen und damit als eigentliches bäuerliches Son-
dererbteilungsrecht überlebt hat.  Insbesondere mit dem
Integralzuweisungsanspruch des geeigneten, zur Selbstbe-
wirtschaftung bereiten Erben in Art.  11 BGBB und den ent-
sprechenden Begleitbestimmungen, hat sich ein zentraler As-
pekt des bäuerlichen Erbrechts EUGEN HUBERS mit nur geringfü-
gigen Anpassungen erhalten. Das BGBB relativiert das Pflicht-
teilsrecht und die Grundsätze der Anspruchsgleichheit und
der Naturalteilung zum Zweck der Integralzuweisung; damit
kann es durchaus als «Vorbild» oder «Modell» für ein moder-
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nes Unternehmenserbrecht herangezogen werden.  Ande-
rerseits verfolgt das BGBB aber auch ganz spezifisch landwirt-
schaftliche, struktur- und eigentumspolitische Ziele, die nicht
ohne Weiteres auf Unternehmen allgemein übertragen wer-
den können.

Für die weitere Diskussion dürfte es hilfreich sein, nicht
nur auf die Lehre und Rechtsprechung zum BGBB abzustel-
len, sondern – ad fontes – auch auf EUGEN HUBERS bäuerliches
Erbrecht von 1912 und die diesbezüglichen Ausführungen
und Lehre zurückzublicken. Dabei würde nicht zuletzt wieder
ins Bewusstsein gerufen, dass die Gemeinderschaft, die sich
weiterhin unverändert im ZGB geregelt findet und nicht ins
BGBB «ausgelagert» wurde, als zentrales Instrument des
HUBER’schen bäuerlichen Erbrechts noch heute Potential für
die Planung von Unternehmensnachfolgen und diesbezügli-
che gesetzgeberische Revisionen bieten könnte.

I. Revisionsbedarf

In der Botschaft zum Vorentwurf des ZGB von 1904
wurde die Schaffung eines allgemeine(re)n Unterneh-
menserbrechts abgelehnt, weil «dafür ein Bedürfnis nicht vor-
zuliegen scheint».  Gut einhundert Jahre später scheint sich
ein solches Bedürfnis zur Erleichterung der Integralzuweisung
nun endgültig manifestiert zu haben.  Jährlich stehen ca.
14’000-16’000 Unternehmen vor einer Unternehmensnach-
folge in Form einer Eigentumsübergabe, bei ca. 3’400 davon
könnten Finanzierungsprobleme aufgrund erbrechtlicher Re-
gelungen auftreten, womit Arbeitsplätze von ca. 48’000 Voll-
zeitäquivalenten gefährdet sind.  Bei der geplanten Erb-
rechtsrevision zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge
stehen also, wie schon vor über 100 Jahren, volkswirtschaftli-
che Interessen im Vordergrund, und nicht der Schutz des Un-
ternehmers oder Partikularinteressen eines übernahmewilli-
gen Erben.

Vorgelagert geht es aber zugleich darum, die Wirtschaft
aktiv durch ein nachfolgefreundliches Erbrecht zu fördern.
Ein Erbrecht, das dem Bedürfnis nach Integralzuweisung
bzw. Erhaltung von über lange Zeit aufgebauten Unterneh-
men nicht ausreichend Rechnung trägt, scheint dem Unter-
nehmergeist hinderlich, da der Unternehmer damit rechnen
muss, dass das, was er sich aufgebaut hat, spätestens bei
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seinem Erbfall durch die eigenen Kinder wieder zerschlagen
wird.

Diese Ansicht wird jedoch nicht von allen geteilt. Als
der Ständerat am 15. Juni 2023 beschloss, gar nicht erst auf
die Vorlage einzutreten, wurde teils der Handlungsbedarf als

solcher bestritten.  Die Regelung von Unternehmensnach-
folgen würde ohnehin meist einvernehmlich geschehen und
somit nicht an erbrechtlichen Problemen scheitern, sondern
daran, dass kein Übernehmer gefunden werden könne.
Ausserdem würde mit den vorgeschlagenen Änderungen zu
stark in die Rechte der nicht-übernehmenden Pflichtteilser-
ben eingegriffen  und ganz generell bestanden Zweifel, ob
die Vorlage in den strittigen Fällen überhaupt Rechtssicher-
heit schaffen könne.

Dennoch hat der Nationalrat in der vergangenen
Herbstsession beschlossen, doch noch auf die Vorlage einzu-
treten und dabei einige Änderungen vorgeschlagen, welche
die Kritikpunkte des Erstrates entschärfen sollen.  Die (wei-
ter) diskussionsverweigernde Haltung des Ständerats hat da-
her zu gewisser Verwunderung geführt.

Haupthindernisse im geltenden Recht  sind insbeson-
dere das Pflichtteilsrecht und die «Biens-aisément-négocia-
ble»-Doktrin, wonach die Miterben des Übernehmers keine
wertlosen bzw. nicht leicht veräusserlichen Minderheitenan-
teile am Unternehmen zur Abgeltung ihres Pflichtteils akzep-
tieren müssen.  Die Pflichtteilsproblematik ist mit der am 1.
Januar 2023 in Kraft getretenen Reduktion der Pflichtteile et-
was entschärft worden, die «Biens-aisément-négociables»-
Doktrin soll zum Schutz der Miterben neu in Art.  618 und
Art. 522a E-ZGB gesetzlich festgeschrieben werden.

Weitere Hindernisse ergeben sich daraus, dass bei der
gesetzlichen Erbteilung als «oberste Richtschnur» dem Prinzip
der Gleichbehandlung von Art. 610 Abs. 1 ZGB Vorrang vor
dem Prinzip der Naturalteilung gemäss Art.  610 Abs. 1,
Art. 612 Abs. 1 und Art. 613 Abs. 1 ZGB eingeräumt wird.
Als Folge davon wird die zulässige Höhe von Ausgleichszah-
lungen (sog. «soultes») bei gerichtlicher Anordnung
beschränkt,  womit Sach- und Rechtsgesamtheiten
(Art.  613 Abs. 1 ZGB) und Erbschaftssachen, die durch Tei-
lung wesentlich an Wert verlieren würden (Art.  612 Abs. 1
ZGB), im Endeffekt häufig versilbert werden müssen und
nicht einem einzigen Erben zugewiesen werden können.
Schliesslich hat das Bundesgericht im in der Lehre heftig kriti-
sierten BGE 143 II 425 die Kompetenz des Richters zur ver-
bindlichen Zuweisung einzelner Erbschaftssachen
verneint.  Ob vor dem historischen Hintergrund die gesetzli-
chen Teilungsregeln vom Bundesgericht tatsächlich richtig
gelesen werden, muss hier offenbleiben.  Dass es allerdings
ein Fehler sei, den Grundsatz der Gleichberechtigung zur
obersten Direktive zu erheben und dabei den Grundsatz der
Naturalteilung zu ignorieren, wurde immerhin schon vor In-
krafttreten des ZGB von 1912 mit Blick auf das französische
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Recht und die französische Rechtsprechung allgemein
erkannt.

II. Integralzuweisung de lege
ferenda

Die geplante Regelung der Integralzuweisung soll die
Nachfolge von Familienunternehmen und KMU erleichtern.
Faktoren wie Rechtsform, Grösse, Anzahl betroffener Arbeits-
plätze und dergleichen sollen die Anwendbarkeit der neuen
Bestimmungen (grundsätzlich) nicht behindern. Kein Bedarf
nach besonderen Regelungen wird hingegen bei börsenko-
tierten Unternehmen ausgemacht.  Zudem soll für landwirt-
schaftliche Unternehmen (sowie Grundstücke) weiterhin das
BGBB als Spezialgesetz vorgehen.

Zentral ist weiter die volkswirtschaftliche Motivation, nur
solche Unternehmen integral zu erhalten, die aufgrund der
mit ihnen verbundenen Arbeitsplätze von volkswirtschaftli-
cher Bedeutung sind. Art. 616 Abs. 1 E-ZGB des bundesrätli-
chen Entwurfs bestimmt als entscheidendes Kriterium ent-
sprechend, dass die erfassten Unternehmen «wirtschaftlich
tätige» sein müssen, d.h. dass Unternehmen, die ausschliess-
lich das eigene Vermögen verwalten, nicht unter die neuen
Bestimmungen fallen (Art. 616 Abs. 2 E-ZGB). Unternehmens-
holdings, welche die wirtschaftliche Tätigkeit durch die von
ihnen kontrollierten Gesellschaften ausüben, sind hingegen
erfasst.

Zuletzt hat nun der Nationalrat in seiner Beratung der
Vorlage beschlossen, die einfachen Gesellschaften vom An-
wendungsbereich des Art. 616 Abs. 1 E-ZGB auszuschliessen.
Zum einen wollte man damit einen Schritt in Richtung des
Ständerates bzw. seiner Vorbehalte machen,  andererseits
aber auch der Tatsache Rechnung tragen, dass es in der Pra-
xis wohl nur sehr wenige einfache Gesellschaften geben
wird, die man durch ein besonderes Unternehmenserbrecht
zu erhalten versuchen müsste.

Umfasst die Erbschaft ein Unternehmen oder Beteiligun-
gen an einem Unternehmen i.S.v. Art. 616 ZGB, und hat der
Erblasser darüber nicht verfügt, so kann nach Art. 617 Abs. 1
Ziff. 1 E-ZGB jeder Erbe verlangen, dass ihm das Unterneh-
men oder alle Beteiligungen, welche die Kontrolle über das
Unternehmen einräumen, zugewiesen werden. Ebenso kann
er die Zuweisung aller Beteiligungen verlangen, welche für
sich allein nicht die Kontrolle einräumen, wenn er diese be-
reits ausübt oder durch deren Zuweisung erlangen würde
(Art. 617 Abs. 1 Ziff. 2 E-ZGB).

Bemerkenswert ist, dass wenn nur ein Erbe die Integral-
zuweisung beansprucht, seine Eignung zur Übernahme keine
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Voraussetzung darstellt.  Es ist in diesem Fall also möglich,
dass das Unternehmen dann einem «ungeeigneten» Erben
zugewiesen wird, der unter Umständen gar kein Interesse an
bzw. nicht die Fähigkeiten zur Fortführung desselben hat.
In Art. 620 Abs. 1 aZGB (1912) hingegen war die «Eignung»
des Übernehmers noch eine Voraussetzung für den
Integralzuweisungsanspruch.

Eine Einsprachemöglichkeit der Miterben, die das Unter-
nehmen zwar nicht übernehmen wollen, jedoch an den Fä-
higkeiten des Anspruch erhebenden Erben zweifeln, wie sie
noch in Art.  620 Abs. 2 aZGB (1912) zu finden war,  lässt
sich ebenfalls aus dem gegenwärtigen Gesetzesentwurf nicht
herauslesen.

Ob solche (Nicht-)Regelung im Ergebnis tatsächlich der
volkswirtschaftlichen ratio legis entspricht und den Miterben
nicht einmal ein Einspruchsrecht zugesprochen werden soll,
erscheint fraglich. Umso erstaunlicher ist es, dass der Natio-
nalrat hierzu keine Verbesserung oder Verschärfung der Vor-
aussetzungen vorgeschlagen hat.

Letztlich spielt die Eignung zur Übernahme des Unter-
nehmens daher erst eine Rolle, wenn mehrere Erben die Zu-
weisung des Unternehmens verlangen. Das Unternehmen
soll in diesem Fall demjenigen der Erben zuzusprechen sein,
der für die Unternehmensführung am geeignetsten erscheint
(Art. 617 Abs. 2 E-ZGB).

Die Botschaft versteht unter dieser «Eignung» insbeson-
dere Kriterien wie die Berufs- und Führungserfahrung im be-
treffenden Unternehmen und Geschäftsbereich, die allge-
meine Management- und Unternehmensführungserfahrung,
sowie die Berufsausbildung.  Der zuständigen Teilungsbe-
hörde bzw. dem Gericht wird dabei eine schwierige Aufgabe
zugemutet. Schon vor über 100 Jahren stellte man fest, dass
das Entscheidungsorgan dafür «les qualités d’un économiste
et d’un psychologue» in sich vereinigen müsse.  Während
man aber zur Erleichterung dieser Aufgabe in Art. 621 aZGB
(1912) noch eine (mehr oder weniger) klare Kaskadenord-
nung der Kriterien vorgesehen hatte,  stellt der aktuelle Ge-
setzesentwurf nur auf die «Eignung» ab, ohne diesen Begriff
ausführlich zu erläutern.

Schon jetzt zeigt sich, dass bezüglich der Konkretisierun-
gen solcher «Eignung» sehr unterschiedliche Vorstellungen
bestehen. Nach HÖSLY/FERHAT bzw. HÖSLY/GEIGER sollen in An-
lehnung an Art. 20 Abs. 2 BGBB (und entgegen dem aktuel-
len Gesetzesentwurf?) auch die «persönlichen Verhältnisse»
Mit-Entscheidungskriterien sein. Auch wenn damit im We-
sentlichen primär eine Berufs- und Führungserfahrung ange-
sprochen wird, soll auch das Alter der Erben Berücksichti-
gung finden.  LEUBA möchte hingegen die Rechtsprechung
zu Art.  20 Abs. 2 BGBB und damit zu Art.  621 Abs. 1 aZGB
(1912) heranziehen.  So zeigt sich erneut, wie schon vor
über 100 Jahren, die Gefährlichkeit (zu) unbestimmter
Rechtsbegriffe wie «Eignung», bzw. «persönlichen
Verhältnisse».  Eine Klarstellung des Gesetzgebers, was nun
die konkreten Entscheidungskriterien sein sollen und welche
nicht, auch in welcher Hierarchie sie zu berücksichtigen sind,
wäre wünschenswert und sollte nicht dem uneingeschränk-
ten Ermessen der Praxis überlassen werden.
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Nach geltendem Recht ist der massgebliche Zeitpunkt
für die Wertermittlung von Erbschaftssachen der Todestag
des Erblassers (vgl. Art. 474 Abs. 1 und Art. 537 ZGB). Dieses
Todestagprinzip gilt grundsätzlich auch im Rahmen der Aus-
gleichung (Art.  630 Abs. 1 ZGB), was zur Folge hat, dass
selbst wenn ein Erbe ein Unternehmen schon zu Lebzeiten zu-
gewendet erhalten hat, er dieses zum Wert im Zeitpunkt des
Erbgangs zur Ausgleichung bringen muss. Ein allfälliger
Mehrwert, der sich aus seiner guten Geschäftsführung in der
Zwischenzeit ergibt, aber auch ein allfälliger Wertverlust, der
unter seiner Leitung eingetroffen ist, teilt er mit seinen Miter-
ben, obwohl diese gar keinen Einfluss auf das Unternehmen
hatten.  Art.  630a E-ZGB möchte diese unbefriedigende Si-
tuation dadurch lösen, dass unter bestimmten Voraussetzun-
gen bei lebzeitiger Zuwendung bzw. Kontrollübergabe für
die betriebsnotwendigen Vermögenswerte, der Wert zum
Zeitpunkt der Zuwendung massgeblich ist. Voraussetzung da-
für ist jedoch, dass dann eine Unternehmensbewertung er-
stellt und bei der zuständigen Behörde unwiderruflich hinter-
legt wird.  Der geschäftsführende Eigentümer bzw. künftige
Erbe soll also auch das unternehmerische Risiko bzw. die
Früchte seiner Unternehmensführung tragen.

Diese Anrechnungswert- bzw. Risikotragungsproblema-
tik stellt sich aber auch in Fällen, in denen keine lebzeitige
Unternehmensnachfolge stattfindet, und wird durch die vor-
geschlagene Stundung der Pflichtteilsansprüche der Miterben
sogar noch verschärft.  Dass der spätere Übernehmer den
gesamten Mehrwert ab Todestag, der eventuell auf den gu-
ten (aber schwer bewertbaren) Vorarbeiten des Erblassers
oder konjunkturellen Zufällen beruht, für sich allein einstrei-
chen kann, während die Miterben auf ihren (gestundeten)
Ansprüchen sitzen bleiben, birgt Konfliktpotential. Anderer-
seits dürfte mancher Erbe vor einer Übernahme des Unter-
nehmens zurückschrecken, wenn er aufgrund einer unklaren
Unternehmenssituation oder unsicheren Wirtschaftslage Ge-
fahr läuft, seinen Miterben Abfindungszahlungen zu schul-
den, die auf einer Unternehmensbewertung beruhen, wel-
che sich als überhöht herausstellen könnte. Eine gleichmässi-
gere Risiko- und Chancenverteilung unter den Erben könnte
eine konfliktfreie Unternehmensnachfolge erheblich
fördern.

III. Stundung der Pflichtteils-
ansprüche der Miterben

Nach Art. 619 Abs. 1 E-ZGB kann ein Erbe, der ein Un-
ternehmen oder Beteiligungen, die ihm die Kontrolle einräu-
men, zu Lebzeiten des Erblassers oder anlässlich der Erbtei-
lung erhalten hat, die Einräumung von Zahlungsfristen be-
antragen, sofern ihn die sofortige Bezahlung von Forderun-
gen von Miterben in ernstliche Schwierigkeiten bringt. Mit
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«ernstlichen Schwierigkeiten» soll an den bereits existieren-
den Begriff von Art.  218 Abs. 1 ZGB angeknüpft werden.
Gemeint sind dabei wirtschaftliche Schwierigkeiten, wie
mangelnde Liquidität, sodass für die sofortige Schuldentil-
gung das Unternehmen oder Teile davon veräussert werden
müssten.

Der bundesrätliche Entwurf sah ursprünglich Zahlungs-
fristen von insgesamt höchstens 10 Jahren vor, in denen dem
Übernehmer die Zeit eingeräumt werden soll, die notwendi-
gen Mittel für die Bezahlung der Forderungen der Miterben
aufzutreiben, insbesondere durch das Erwirtschaften von Ge-
winnen mit dem Betrieb des Unternehmens.  Da diese
zehnjährige Frist den Gegnern der Vorlage zu sehr in die
Rechte der übrigen Erben eingriff, hat der Nationalrat nun
beschlossen, die Zahlungsfrist grundsätzlich auf höchstens 5
Jahre zu beschränken;  nur auf Antrag des Erben soll die
Gesamtdauer auf 10 Jahre verlängert werden können, wenn
ansonsten der Fortbestand des Unternehmens gefährdet ist
(neuer Art.  619 Abs. 1bis E-ZGB).  Folgerichtig wird daher
auch Art. 218 ZGB durch einen dritten Absatz ergänzt, sodass
im Rahmen der güterrechtlichen Auseinandersetzung nicht
nur die Ehegatten, sondern auch die Erben einen Zahlungs-
aufschub nach Art. 218 Abs. 1 ZGB beantragen können.

Das Gericht kann gemäss Art.  619 Abs. 2 E-ZGB beim
Entscheid über die Gewährung eines Zahlungsaufschubs den
Interessen der Miterben auch dadurch angemessen Rech-
nung tragen, dass noch weitere «Modalitäten» angeordnet
werden, wie bspw. ein verbindlicher Rückzahlungsplan oder
dass die Frist vom Erreichen unternehmerischer Meilensteine
abhängig gemacht wird.  Im Nationalrat wurde nun an-
stelle des etwas unscharfen Begriffs der «Modalitäten» vorge-
schlagen, festzuhalten, dass das Gericht «weitere Rechte und
Pflichten für alle Beteiligten festlegen» kann.

Die Stundung der Ansprüche der Miterben bringt stets
auch die Gefahr mit sich, dass der Übernehmer trotz Zuwei-
sung des Unternehmens die nötige Liquidität zuletzt nicht be-
sorgen kann, das Unternehmen eventuell sogar in den wirt-
schaftlichen Ruin führt und die Miterben dann mit einer nur
schwer durchsetzbaren Forderung im Regen stehen.

Als Ausgleich zu diesem Risiko sind daher, wie bereits in
Art.  218 Abs. 2 ZGB vorgesehen, gemäss Art.  619 Abs. 3 E-
ZGB des bundesrätlichen Entwurfs die gestundeten Beiträge
«angemessen zu verzinsen und, sofern es durch die Um-
stände nicht ausgeschlossen ist, sicherzustellen». Der Wortlaut
von Art. 619 Abs. 3 E-ZGB weicht vom güterrechtlichen Vor-
bild insofern ab, als dass bei letzterem die Sicherstellung nur
dann zu erfolgen hat, «wenn es die Umstände rechtfertigen».

Zum Teil wird aus diesem unterschiedlichen Wortlaut
abgeleitet, dass die Schwelle für einen Verzicht auf die Si-
cherheitsleistung bei Art. 619 Abs. 3 E-ZGB höher sei als bei
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Art. 218 Abs. 2 ZGB.  Auf die Sicherstellung soll nur verzich-
tet werden, wenn der Übernehmer sie unter den gegebenen
Umständen nicht leisten kann, was «nur mit grosser Zurück-
haltung in Betracht gezogen werden sollte». Andererseits soll
mit dieser «klare[n] Regel mit Ausnahme für besondere Um-
stände» die Sicherstellung nicht zu einer Voraussetzung erho-
ben werden, welche die Unternehmensnachfolge
verhindert.

In der Vernehmlassung wurde bereits darauf hingewie-
sen, dass in Fällen, in denen mangels Liquidität die Stun-
dung für die Forderungen der Miterben beantragt werden
muss, wohl auch deren Sicherstellung nicht möglich sein
wird. Während diese nun zum Teil trotzdem als notwendiges
Übel zum Schutz der Miterben betrachtet wird, fordern An-
dere die Streichung bzw. Flexibilisierung dieser
Sicherstellungspflicht.  Einigkeit scheint zumindest darüber
zu herrschen, dass ohne Klärung dieses Widerspruchs zwi-
schen Stundung und Sicherstellung die Relevanz des Zah-
lungsaufschubs nach Art. 619 Abs. 1 E-ZGB klein sein wird.

Der Klärungsversuch des Nationalrats scheint auf den
ersten Blick zwar nur semantischer Natur zu sein, stellt jedoch
auf den zweiten Blick die Sicherstellungspflicht ganz grund-
sätzlich auf den Kopf. Demnach sollen die gestundeten Be-
träge nur noch sichergestellt werden müssen «sofern der Fort-
bestand des Unternehmens dadurch nicht gefährdet ist und
wenn es die Umstände rechtfertigen».  In dieser Formulie-
rung scheint die Sicherstellung nun doch wieder eher zur
Ausnahme als zur Regel zu werden. Ob dies im Hinblick auf
die generellen Bedenken, dass das vorgeschlagene Unter-
nehmenserbrecht zu stark in die Stellung der Miterben ein-
greifen würde, tatsächlich gewollt war, sei dahingestellt.

Die in Art. 619 Abs. 3 E-ZGB ebenfalls vorgeschriebene
«angemessene Verzinsung» hat in der Diskussion weit weni-
ger Beachtung erfahren, obwohl sie für die Unternehmens-
nachfolge nicht weniger gefährlich sein dürfte. Die Formulie-
rung weicht insbesondere von Art. 218 Abs. 2 ZGB ab, womit
die diesbezügliche Lehre und Rechtsprechung nicht herange-
zogen werden dürfte. Gemäss der Botschaft wird mit der «an-
gemessenen Verzinsung» an den Begriff in Art.  4 BewV
angeknüpft.  Es handelt sich dabei um eine Konkretisie-
rung der Härtefallbewilligung für den Erwerb von Grundstü-
cken durch Personen im Ausland nach Art. 8 Abs. 3 BewG.

Ob mit diesem Verweis die in der Vernehmlassung ge-
forderte Klarstellung über die Art und Weise der Bestimmung
des «angemessenen Zinses» erreicht wird, ist fraglich,  da
die beiden Regelungen wohl kaum miteinander vergleich-
bar sind und zu Art.  4 BewV ebenfalls keine nennenswerte
Rechtspraxis besteht.

Die Frage der angemessenen Verzinsung dürfte Anlass
für Diskussionen unter den Erben schaffen, da insbesondere
unklar ist, ob mit diesen Zinsen nur die Neutralisierung der
Teuerung erreicht werden, oder ob es sich um eine markt-
konforme Verzinsung handeln soll.  Generell ist hierbei die
fehlende Abänderungsmöglichkeit zu kritisieren. Befindet
sich das Unternehmen zum Zeitpunkt der Zinsbestimmung in
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einer guten Ausgangslage mit soliden Erfolgsaussichten,
wird wohl ein höherer Zins als angemessen erscheinen, der
bei plötzlicher Verschlechterung der Geschäftslage nicht
mehr gestemmt werden könnte. Wird andererseits aufgrund
eher trüber Erfolgsaussichten ein tiefer Zinssatz festgesetzt,
werden die Miterben bei einer plötzlichen Verbesserung des
Geschäftsgangs oder des Wirtschaftsumfelds unnötig
benachteiligt.

In der Vernehmlassung wurde in der Stellungnahme
der Universität Lausanne vorgeschlagen, an das bestehende
Rechtsinstitut der Gemeinderschaft nach Art.  336  ff.  bzw.
Art. 622 ff. aZGB (1912) anzuknüpfen und ein entsprechender
Regelungsvorschlag formuliert. Der Richter soll auf Antrag
der Mehrheit der Erben, die mindestens die Hälfte der Erbteile
auf sich vereinigen, eine (Ertrags-)Gemeinderschaft zum Er-
halt des Unternehmens anordnen können. Dies soll eine Zwi-
schenlösung für den Fall darstellen, dass sich noch kein Erbe
zur alleinigen Übernahme bereit erklärt hat, oder noch Un-
klarheiten in Bezug auf die Übernahme bestehen (bspw. Be-
dingungen für den Zahlungsaufschub, Verzinsung etc.).

Der auf Französisch verfasste Vorschlag der Universität
Lausanne hat jedoch, nicht unwahrscheinlich vor dem Hin-
tergrund der nachweislich falschen Übersetzung der «indivi-
sion» als «Erbengemeinschaft», im Gesetzgebungsverfahren
ohne weitere Begründung keine Beachtung gefunden.

Angesichts des im aktuellen Entwurf bestehenden
Spannungsverhältnisses zwischen Stundung, Sicherstellung
und Verzinsung, die sowohl für den Übernehmer als auch für
die Miterben eine grosse (Rechts-)Unsicherheit mit sich bringt,
dürfte es sich tatsächlich anbieten, die Gemeinderschaft als
alternatives Instrument der Unternehmensnachfolge in Be-
tracht zu ziehen. Gegenwärtig scheint diese Idee in der
Rechtspraxis jedoch kaum eine Rolle zu spielen.  Die Ge-
meinderschaft könnte zumindest als Inspirationsquelle für in-
dividuelle Vereinbarungen unter den Erben oder das Festle-
gen der Modalitäten bzw. Bedingungen für die Gewährung
des Zahlungsaufschubs gemäss Art. 619 Abs. 2 E-ZGB dienen.
Insbesondere in ihrer Ausgestaltung als Ertragsgemeinder-
schaft bietet sie ein ausgeklügeltes System zum Ausgleich der
Interessen des Übernehmers und jenen seiner Miterben. Als
besonders interessant erscheinen die folgenden beiden
Möglichkeiten:

– DIE VEREINBARUNG ODER ANORDNUNG EINES ANSPRUCHS AUF ANTEIL AM

JÄHRLICHEN REINGEWINN BZW. EINES VOM UNTERNEHMENSERGEBNIS ABHÄN-
GIGEN ZINSES, ANSTELLE EINER FIXEN VERZINSUNG DER ANSPRÜCHE DER MIT-
ERBEN: Die Miterben haben dadurch einen Anreiz, dem Über-
nehmer keine Steine in den Weg zu legen, da sie direkt von
der erfolgreichen Fortführung des Unternehmens durch den
Übernehmer profitieren. Gleichzeitig hat der Übernehmer da-
durch den Anreiz, seine Miterben möglichst bald abzufinden,
da er dann den ganzen Reinertrag für sich bzw. im Unter-
nehmen behalten kann. Andererseits wird der Übernehmer
davor geschützt, durch Zinsforderungen der Miterben in den

3. Gemeinderschaft als Alternative
und Inspirationsquelle
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Ruin getrieben zu werden, sollte sich die Unternehmensfort-
führung als schwieriger erweisen als gedacht.  Der histori-
sche Kritikpunkt der schwierigen Berechnung des Reinge-
winns aufgrund fehlender Buchhaltung dürfte in den heuti-
gen modernen Unternehmen keine Rolle mehr spielen.

– DIE VEREINBARUNG ODER ANORDNUNG EINES (EVENTUELL PLAFONIERTEN)
GEWINNBETEILIGUNGSANSPRUCHS BZW. EINER (EVENTUELL BEGRENZTEN) VER-
LUSTTRAGUNGSPFLICHT DER MITERBEN FÜR DEN FALL, DASS SICH DER WERT

DES ÜBERNOMMENEN GEWERBES BIS ZUR DEFINITIVEN ABFINDUNG DER MITER-
BEN VERÄNDERT: Auch in dieser Hinsicht haben die Miterben ei-
nen Anreiz, dem Übernehmer keine Steine in den Weg zu le-
gen. Sie tragen das wirtschaftliche Risiko und die Chancen
der Unternehmensfortführung gemeinsam mit dem
Übernehmer.

Die Frage nach der Integralzuweisung von Unterneh-
men präsentierte sich im Erbrecht vor über 100 Jahren ge-
nauso komplex und umstritten wie heute. Das Grundpro-
blem, die Übernahme durch einen Erben auf wirtschaftlich
sinnvolle Weise zu ermöglichen, ohne die Ansprüche der
(gleichberechtigten) Miterben ausser Acht zu lassen, spiegelt
noch immer den zentralen Interessenkonflikt wider, den es zu
lösen gilt. Bereits EUGEN HUBERS Entwürfe hatten zum Ziel, eben-
diese Interessen in Ausgleich zu bringen. Zudem waren EUGEN

HUBERS Vorschläge ursprünglich nicht als spezifisch auf land-
wirtschaftliche Verhältnisse zugeschnittenes Sonderrecht ge-
dacht, wie das heutige BGBB.

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund hilft der Blick auf
die damaligen Materialien, Lehre sowie Rechtsprechung, an-
lässlich der aktuellen Erbrechtsrevision bereits bekannte Feh-
ler und Fehlentwicklungen zu vermeiden. So bringen feh-
lende oder zu offen formulierte Anforderungen an den Über-
nehmer des Unternehmens die Gefahr mit sich, dass die
volkswirtschaftliche Zielsetzung der Integralzuweisung aus
dem Blick gerät. Insbesondere für den Fall, dass mehrere Er-
ben Anspruch auf Zuweisung erheben, sollte der Gesetzgeber
der Praxis einen klaren Leitfaden für die Entscheidfindung
mit auf den Weg geben, der so auch Rechtssicherheit und
Vorhersehbarkeit für die Erben ermöglicht.

Auch für das zentrale Problem, die Abfindungsansprü-
che der Miterben zu stunden, gleichzeitig aber deren Sicher-
stellung und einen angemessenen Ausgleich für diesen Ein-
griff in deren Rechtsstellung zu ermöglichen, hatte EUGEN HU-
BER eine Lösung vorgesehen. Die von ihm revitalisierte Ge-
meinderschaft, insbesondere die Ertragsgemeinderschaft, er-
möglicht, dass ein Erbe das Unternehmen übernimmt und
seine Miterben sowohl am laufenden unternehmerischen Er-
folg, aber auch von einer Wertsteigerung profitieren können.
Andererseits wird die Hemmschwelle für eine Übernahme
dadurch gesenkt, dass alle Erben das unternehmerische Ri-
siko als Gesamteigentümer mittragen.

Dass sich EUGEN HUBERS Lösung nicht durchsetzen konnte,
ist zum einen dem Widerstand aufgrund der kantonalen
Ortsgebräuche und Rechtstraditionen geschuldet. Zum
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anderen setzt die Ertragsgemeinderschaft für ihre volle Wirk-
samkeit eine saubere Buchhaltung in den Unternehmen vor-
aus, was vor 100 Jahren noch keine Selbstverständlichkeit
war.

Aus heutiger Sicht spielen diese Hindernisse keine Rolle
mehr, sondern die Gemeinderschaft leidet primär daran,
dass ihr der Ruf vorauseilt, als toter Buchstabe und veraltetes
Rechtsinstitut in der Praxis keine Rolle mehr zu spielen. Die
aktuelle Erbrechtsrevision zur Erleichterung der Unterneh-
mensnachfolge erscheint als idealer Anlass, um sich die Ge-
meinderschaft und ihre Vorzüge zumindest wieder in Erinne-
rung zu rufen.  Dabei kann die Gemeinderschaft nicht nur
als Inspirationsquelle für die noch nötigen Verbesserungen
und Klarstellungen im aktuellen Entwurf dienen, sondern
sollte auch als alternatives Regelungsinstrument der Unter-
nehmensnachfolge wieder ernsthaft in Betracht gezogen
werden. Gegenüber dem aktuell in der Schwebe stehenden
Unternehmenserbrechtsentwurfs hat die Gemeinderschaft
nämlich einen entscheidenden Vorteil: Sie steht schon im
Gesetz.
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